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Böhm: "Entwickelt sich eine 
Volksvertretung ohne Volk?11 

Über den Stellenwert der Par/amente 

Von Landtagsprllsident Johann Böhm 

Die Abgeordneten, Ihre Stellung, Auf­
gaben und Selbstverstlncbüs in der 
parlamentarischen Demokratie wur­
den beim CoUoqulum zum Landes­
parlamentarismus am 16. November 
1995 dJslmtlert. Tagungsort war das 
Ma:llmillaneum in München. Dort 
sprach Akademiedirektor Prof. Dr. 
Heinrich Oberreuter über Beruf und 
Btld des Abgeordneten 1m Wandel (sie­
he Seite 3). Einleitende Worte kamen 
vom Hausherrn, Landtagsprlisldent 
Johann Böhm: 
Wenn man die gegenwllrtigen kritischen 
Stimmen zur Funktion der Abgeordneten 
und zum Stellenwert der Parlamente in 
der Öffentlicbkeit bilanziert, muß man 
den Bindruckgewilmen, es entwickle sich 
eine ,.Volksvertretung obne Volk". Alarm­
signale dafür gibt es. Sie llußem sich in 
Forderungen wie der Abschaffung von 
Parlamenten und ihren Abgeordneten. 
Klischees von ,,denen da oben", die vor­
wiegend auf ihren eigenen Vorteil aus 
sind. ihr Gewissen dem Fraktionszwang 
unterwerfen und ihre eigenen materiellen 
Interessen über das allgemeine Wohl stel­
len, gehören zum verbreiteten Bild der 
Abgeordneten. 
Das läßt sich empirisch belegen. Beispiel­
haft sei die Studie eines Meinungsfor­
schungsinstitutes von 1988 angeführt. 
Damals mißtrauten 81 Prozent der Men­
schen in unserem Land den Politikern, 
von vier Jugendlichen unterstellten drei, 
Politiker würden grundsätzlich lügen, und 
98 Prozent der Bürger hielten Politik für 
ein mehr oder weniger schmutziges Ge­
schäft. In Gang gehalten wird die Spirale 
eines zunehmenden Ansehensverlustes 
der Parlamente und Abgeordneten durch 
deren Darstellung in den Medien. Damit 
will ich keineswegs Medienschelte betrei-

Landtagspräsident Johann Böhm 

ben und dadurch von ,,hausgemachten." 
Irrtümern und Schwächen ablenken -
auch Abgeordnete sind keine Heiligen, 
sondern fehlbare Menschen, insoweit 
,.Vemeter des Volkes" undkeine Ausnah­
men. Aber es entspricht nun einmal der 
Eigentümlichkeit der Medien, daß fUr sie 
meistens schlechte Nachrichten die bes-· 
seren Nachrichten sind. 
Politikverdrossenheit hatnoch eine zweite 
Dimension, die ich nicht verschweigen 
will: Frustration und Unverständnis meh­
ren sich auch bei den Abgeordneten. Du 
attestiert auch eine durch Umfragen un­
ter Parlamentariern erhärtete Kernthese 
des Politikwissenschaftlers Werner 
Patzelt. Das Arbeitspensum der 
Abgcordnetn findet nur wenig Lob in der 
Öffentlichkeit. Dabei kann sich die Lei­
stung durchaus sehen lassen. Allein von 

(Fortsetzung auf Seite 3) 

Editorial 

Liebe Leserin! 
Lieber Leser! 

Mit der Zeit zu gehen, bedeutet 
nicht zugleich, in ihr aufzuge­
hen. Akademien müssen immer 
auch Gegenakzente setzen, die 
ihrer Zeit den Spiegel vorhalten. 
NatUrlieh kommt es dabei nicht 
so sehr auf die äußere Form an 
als auf die Inhalte. 

Die Form ist aber manchmal 
wichtig, um mit Informationen 
und Aussagen die Zeit - oder 
besser - die Zeitgenossen 
überhaupt zu erreichen. Daher 
verabschieden wir uns jetzt von 
unseren braven "Mitteilungen" 
und legen Ihnen den neuen, 
hoffentlich spritzigeren Akade­
mie-Report vor. Wrr experimen­
tieren und lassen Sie daran 
teilhaben. Doch im Laufe des 
Jahres sollten wir unsere Form 
gefunden haben. 

Zur Beruhigung: Wrr wissen 
nach wie vor, daß wir nicht so 
sehr äußerlich aufregend als 
inhaltlich anregend sein sollten. 
Unseren Bildungsauftrag wol­
len wir auch künftig nicht hinter 
größerer journalistischer Ele­
ganz verstecken. Im übrigen 
freuen wir uns über Kritik und 
Anstöße - auch generell für 
unsere substantielle Arbeit, die 
ebenfalls Auffrischung verträgt. 

Prof. Dr. Heinrich Oberreuter 
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(Fortsetzung von Seite I) 

Abgeordneten wurden dem Landtag in 
der letzten Wahlperiode ( 1990 bis 1994) 
114 Gesetzesentwürfe vorgelegt, von de­
nen 24 angenommen wurden. Außerdem 
gab es 3942 Anträge (davon wurden 1371 
angenommen), 33 Interpellationen, 32 
Aktuelle Stunden, 2007 mUndliehe und 
2013 schriftliche Anfragen. Zwar besa­
gen Zahlen allein noch nicht viel über 
deren Qualifikation, aber sie lassen im­
merhin ein objektives Bild erkennen. 

Arbeit im Stillen 

Angesichts dieser Fakten w:ird man von 
einem trägen Parlament nicht sprechen 
können. Allerdings erledigt es den größ­
ten Teil seiner Arbeit im Stillen, ohne 
marktschreierische Selbstdarstellung. Das 
fl1hrt dazu, daß die Tätigkeit nicht genU­
gend wahrgenommen und nicht gerecht 
gewürdigt wird. Den von den Abgeord­
neten enttäuschten Bürgern entsprechen 
also spiegelbildlich von den Bürgern ent­
täuschte Abgeordnete. In letzter Konse­
quenz bewirken diese doppelte Enttäu­
schung und die daraus resultierende bei­
derseitige Unzufriedenheit, daß unser 
parlamentarisches System latent in Fra­
ge gestellt wird. 
Aufklärungsbedarf besteht hauptsächlich 
über die praktische Arbeit, die Abläufe 
der Entscheidungsfindung, die Funktions­
logikund die Rollenverteilung im Parla­
ment. Offensichtlich ist weitgehend un­
bekannt, daß die Arbeit im Parlament 
hochgradig arbeitsteilig und daß der Ent­
scheidungsprozeß somit in viele kleine 
Einzelschritte ,,zerlegt'' ist Das Plenum 
ist eben nicht der einzige Arbeitsplatz der 
Abgeordneten. 
Trotz mancher gegenteiliger Meinung ist 
die Arbeitsbelastung der Parlamente .und 
Abgeordneten ständig gestiegen. Zwar 
haben die Landesparlamente in der. Ver­
gangenheit durch Verschiebungen .hin 
zum Bund wie auch im Zusammenbang 
mit dem europäischen Einigungs~zeß 
eine ganze Reihe von Kompetenzen VCJ:"­

loren. In den klassischen Bereicheii. ~­
ben die Länder dennoch illre Zustlltidig­
keiten gehalten und sogar noch ausgebaut. 
Nach wie vorbesteht deren ,,Hausguf' im 
wesentlichen aus dem Polizei..:, 
Sicherheits- und Ordnungsrecht, dem 
Kom.munalrecht, dem Bildungs- und 
Kulturrecht, dem Planungs-, Finanz-, 
Personal- und Organisationsrecht wie 
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auch dem Recht zur Regelung der regio­
nalen Infrastruktur und Wirtschafts­
verwaltung, wobei hier die Subventionie­
rung und die Ausft1llung der Rahmenge­
setze im Vordergrund stehen. Es ist keine 
Frage, daß gerade der Kulturbereich, 
Kerngebiet der Bildungspolitik, auf 
Grund der stetig steigenden Anforderun­
gen unserer Gesellschaft ständiger Anpas­
sung und Verbesserung bedarf. 
Im übrigen geben die oben angefllhrten 
statistischen Daten aus der letzten Legis­
laturperiode Aufschluß darüber, daß sich 
die gesetzgebensehen Aufgaben nicht 
vermindert haben- und dies nicht nur der 
Zahl nach, sondern durchaus auch nach 
ihrem spezifisch landespolitischen Ge­
wicht. Die Abgeordneten haben - was 
meist vergessen wird - zwei Arbeitsplät­
ze: im Parlament und im Stimm-/Wahl­
kreis. Dabei ist es selbstverständlich, daß 
sie, meist an den Wochenenden, in ihrem 
Stimm-/Wahlkreis Bürgersprechstunden 
abhalten und die Wllhlerinn.en und Wäh­
ler betreuen. Die Dienstleistungsfunktion 
reicht von der Entgegennahme der 
Bf1rgeranliegen in Briefen, Gesuchen und 
Petitionen bis hin zum Einsatz dafür, daß 
in ihrer Region etwa eine neue Behörde 
installiert w:ird oder daß Subventionen an 
bestimmte Wlrtschaftsunternchmen zum 
Zwecke der Arbeitsplatzbeschaffung t1ie-

Ben. Zwar ist der Abgeordnete nach der 
Verfassung dem ganzen Land verpflich­
tet, aber in der Praxis wird er in seiner 
politischen Heimat, von der letztlich auch 
seine Wiederwahl abhängt, daran gemes­
sen, was er tatsllchlich fUr sie en-eicht hat. 
So ist es durchaus möglich, daß Parlamen­
tarier, die sich in Fragestunden zu regio­
nalen Problemen mit besonderem Eifer 
hervortun. ,,zu Hause" ein ähnliches An­
sehen genießen wie sogenaonte "promi­
nente" Parlamentarier. Parlamente brau­
chen ,,Lo.kalmatadore" mit ihrem Gespür 
für die Anliegen der Menschen, die oft 
fälschlich als Hinterbänkler abgetan wer­
den, ebenso wie die hochgradigen Exper­
ten und die "politischen Köpfe". 
Wenn die repräsentative Demokratie Be­
stand haben soll, so sind die Volksvertre­
tungenund Volksvertreter angewiesen auf 
das Vertrauen und die Zustimmung des 
Volkes. Ich werbe mit großem Nachdruck 
dafür, daß über allen möglichen Einwän­
den im einzelnen dieser Grundsatz nicht 
aus dem Blick gerät Eine intensive Be· 
sinnung auf den Stellenwert von Abge­
ordneten und Parlmenten tut not. Das hat 
nichts mit Nostalgie zu tun. Zuviel steht 
auf dem Spiel. Denn Volksvertretungen 
ohne Volk wären der Abgesang aufunse­
re Demokratie und unsere Freiheit Wol­
len wir dieses Risiko wirklich? 

Beruf und Bild des 
Abgeordneten im Wandel 
"Managertypen statt liberalen Einzelkämpfern" 

Von Heinrich Oberreuter 

Institutionen, die etwas zu sagen und die 
mitzuregieren haben, werden in anderer 
Gestalt auftreten als solche, die nur in 
untergeordneten Thilbereichen staatlicher 
MachteD.tfaltung und in der politischen 
Debatte präsent sind. Im Klartext: Wenn 
Par18mente im Staat Macht und Aufga­
ben gewinnen, können Bild und Beruf des 
Abgeordneten nicht unverändert-bleiben. 
Ich möchte die drei wichtigsten prägen­
den Veränderungen benennen: . . 
1. Den Wandel zur Demokratie fUr aüe: 
Parlamente repräsentieren nun nicht mehr 
länger nur eine maßlos kleine Klientel 
oder das durch Besitz und Bildung aus­
gezeichnete Bürgertum. Seit der Durch-

setzung des allgemeinen Wahlrechts re­
präsentieren sie nicht mehr nur eine ho­
mogene soziale Klasse, sondern das Volk. 
Das ist der strukturelle Grund fUr die Her­
ausbildung intensiver kommunikativer 
Beziehungen zur lokalen und regionalen 
Basis, zur Partei-, zur Fach- und zur 
Interessenöffentlichkeit Die Di:flerenzie­
rung der Kommunikationskanäle ent­
spricht der Pluralität derGe8ellschaft, und 
die Dichte der kommunikativen Bezie­
hungen, die Zugewandtheit zur Öffent­
lichkeit, entspricht dem Demokratie­
gebot, welches mit dem rigoroseg 
Repräsentationsbegriff Edmund Burkes 
geradezu unterlaufen werden würde. Die 
Demokratisierung verlangt dem Abge­
ordneten jene Kommunikationsleistung 
ab, auchjene Offenheit fl1r Interessen, die 
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ihn heute vielfach zu erdrücken scheinen. 
Diese Kommunikation ist zu einer seiner 
Kardinalfunktionen geworden und dient 
der Bindung der Wllhler an die parlamen­
tarische Demokratie. Wenn diese Punkti­
on zwar von den Abgeordneten wahrge­
nommen, aber von vielen Interpreten -
auch vom Verfassungsgericht in seinem 
Diätenurteil - nicht als wesens­
bestimmend gesehen wird, so spricht dies 
nicht gegen die Abgeordneten, sondern 
gegen die Interpreten. 
Der übliche gedankenarme RUckgriff auf 
Gesetzgebung und Kontrolle als 
Parlamentsfunktion verdeckt, wie sehr 
Legitimation - also die Gewährleistung 
von Zustimmung der Bürger zur Politik 
und zum politischen System - in der De­
mokratie zur Parlamentsaufgabe gewor­
den ist. Zum Thil wird sie institutionell 
eingelöst, etwa durch die Transparenz der 
parlamentarischen Verfahren. 
Doch ebenso wird sie durch die kleine 
Münze der Alltagskommunikation der 
Abgeordneten mit ihren Öffentlichkeiten 
erbracht. 

2. Wandel und Wadutum der Staats· 
aufgaben, die über die Jahrzehnte dyna­
misch fortschreitende Entwicklung zum 
aktiven Staat, der nicht mehr nur 
Ordnungsfunktionen wahrnimmt, son­
dern zum Scblichter, Vertcilerund Gestal­
ter in immerweiteren sozialen Bereichen 
geworden ist. Die BUrger erwarten vom 
Staat Leistungen, sozialen Komfort, 
Daseinsvorsorge im weitesten Sinne. Das 
rechtsstaatliche Steuerungsinstrument 
dafUr ist die Gesetzgebung. Das hat zu 
einer starken Ausdehnung des parlamen­
tarischen Aufgabenbereichs geführt, zu­
gleich aber auch zu starken Herausforde­
rungen an das Parlament; denn - fast 
schon ein Gemeinplatz -die Kompliziert­
heit und Komplexität der zu lösenden 
Probleme haben zugenommen, mußten in 
dem Maße zunehmen, in welchem politi­
sche Entscheidungen sich in der Gesell­
schaft immer weiter vC17Weigt und im­
mer tiefer verwurzelt haben. Obgleich wir 
es mit Politik zu tun haben, ist immer 
mehr Kompetenz und Sachrationalitllt 
gefordert. Parlamentarische Beredsam­
keit hängt als Zierstück noch im Waffen­
schrank. 
Aufgabenbewältigung ist für die Abge­
ordneten jedoch nur noch möglich durch 
Spezialisierung und Arbeitsteilung, wie 
sie historisch lJingst angebahnt waren und 
heute den parlamentarischen Alltag not­
wendigerweise beherrschen. Insofern ver-
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langt auch die konkrete Arbeit am Ge­
setz, die in der deutschen Tnidition erheb­
liche Bedeutung besitzt, einen neuen 
Abgeordnetentyp, der vom Honoratioren 
weit entfernt ist. 
Der neue Abgeordnete muß spezielle 
Kompetenzen entwickeln und sich auf der 
Basis gemeinsamer politischer Überzeu­
gung in seiner Fraktion atbeitsteilig zu ko­
ordinieren verstehen. Er muß sich nicht 
auf sich selbst verlassen, sondern Vertrau­
en geben und nehmen können. 
Vor allem aber muß der neue Abgeord­
nete sich infOIIDieren und zuarbeiten las­
sen und mit entsprechenden Hilfs­
instrumenten umzugehen wissen, weil 
sich gesetzgebensehe Entscheidungen 
heute nicht mehr aus der Hüfte schießen 
lassen. Dagegen das Leitbild eines früh­
konstitutionellen Abgeordneten anzufflh­
ren, ist geradezu rUhrend. 

3. Der Zugriff des Parlaments auf die 
Staatsleitung: Im parlamentarischen 
Regierungssystem bildet bekanntlich das 
Parlament die Regierung. Es rekrutiert das 
Kabinettspersonal und es regiert faktisch 
mit. Gegenüber dem klassischen negati­
ven Parlamentarismus konstitutioneller 
Prägung ist dies geradezu eine Revoluti­
on. Das bedeutet, daß die Abgeordneten­
karriere heute nicht mehr in parlaments­
internen FUhrungspositiooen endet, son­
dern in Regierungsllmtem. Um so wich­
tiger werden Führungs- und Initiativ­
qualitäten, gepaart mit Kompetenz, und 
um so bedeutsamer wird die Führungs­
auswahl und -qualifikation durch die po­
litischen Parteien. Darin, daß die Partei­
en Konzepte und Personal für die politi­
sche Führung anbieten müssen, liegt 
wahrscheinlich ihr grö.Ster Positionsge­
winn. Sich in ihnen durchsetzen und be­
weisen zu müssen, ist eine hohe Schule, 
für die es keinen Ersatz gibt. Sie vermit­
telt die Professionalität, die unabdingbar 
ist. 
Diese drei Entwicklungen zusammenge­
fa.Bt: Heute endet der Beruf des Abgeord­
neten potentiell im Regienmgsamt, wo­
mit nicht gesagt ist, daß er sich nur darin 
ertUllt. Doch auch ohne dies verlangen die 
Kommunikation mit den Bürgern, die 
Aufgabenfülle und die Kompetenz­
ausstattung der Parlamente hohes zeitli­
ches Engagement, Präsenz und professio­
nelle Kompetenz. Heute haben wir es eher 
mit Managertypen zu tun, die sich atbeits­
teilig zu organisieren und durchzusetzen 
verstehen, und überhaupt nicht mehr mit 
liberalen runzelld!mpfem. 

Pressesplitter 
Süddeutsche Zeitung 

In der Süddeutseben Zeitung vom 
18./19. November 1995 (S.51) 
schrieb Ale:mnder Gorkow unter 
dem Titel "Was Ist der Abgeordne­
te ft1r ein Menacb? Parlamentarier 
diskutieren mit Profesloren über ibr 
Amt und ihre Würde" 

" ... Heinrich Oberreuter lobte zu Recht 
die Transparenz des bayerischen Par­
laments, und der Verfassungsrechtier 
Peter Lerche erinnerte an die Prinzipi­
en des freien Mandats. Die Parlamen­
tarier ermahnte der Konservative, sich 
als Mandatsträger auch die ,,Freiheit 
gegenüber den eigenen Leuten" zu ge­
nehmigen. Das war ein Plädoyer ftl.r 
den mutigen Politiker und gegen den 
Parteisoldaten: 'Die Verfassungs­
garantie des freien Mandats ist kein 
Relikt aus der Postkutschenzeit'. . .. 
CSU-Fraktionschef Glück hingegen 
klagte nicht nur über die Medien, son­
dern auch über die Parlamentarier. 
Natürlich läßt sich mit einer schnellen 
Schlagzeile in der Lokalzeitung des 
Wahlkreises mehr Wmd machen als 
mit zuverlJlssiger, abcrunspektakulärer 
Ausschußarbeit Aber, so forderte 
Glück, die Abgeordneten könnten 
nicht einerseits den schlanken Staat 
predigen und andererseits jeden 
Bürgerantrag aus dem Wahlkreis zur 
Mehrung des eigenen Ruhms bis an 
den Ministerpräsidenten durchstellen." 

Bayer/scher Rundfunk 

Im Bayernkommentar del Bayerl­
aeben Rundfunks (Bayern 1) aagte 
Daniela Phßlppl 8Dl 18. November 
1995: 

,,Politische Ämter sind nicht auf Dau­
er, sondern auf Zeit angelegt. Das ge­
hört zum Wesen der Demokratie. So 
hatte Ministerpräsident Edmund 
Stoiber seine Rede im Parlament an­
läßlich der Kabinettsumbildung be­
gonnen. Das gilt natUrlieh auch für die 
Mandate der Abgeordneten. Womit 
wir bei einer bemerkenswerten Veran-



sta tung wären, dleiil1 eser oc e un 
Bayerischen Landtag stattgefunden 
hat. Einer Diskussion. deren Nutzen 
noch größer gewesen wäre, wenn sie 
schon frllber und auf breiterer Basis 
gefttbrt worden ware. 
Die Akademie fllr Politische Bildung 
in Tutzing hatte zum Gespräch gela­
den über den Stellenwert der Abgeord­
neten in der Gesellschaft, Ihre Rolle 
in der parlamentarischen Demokratie. 
Hätten sich die Volksvertreter bemüht, 
solche Informationen in eigener Sache 
vor der geplanten DilltenerllöhUDg un­
ter das von ihnen vertretene Volk zu 
bringen, wäre ihnen vielleicht etwas 
weniger Unverständnis entgegen­
geschlagen. CSU-Fraktionschef Alo­
is Glück hatte das zwar zu einem frü­
heren Zeitpunkt einmal versucht, doch 
die Diskussion war dann im Sande 
verlaufen. 
Wenn jedoch die BUrgerinnen und 
BUrger rechtzeitig mehr gewußt hät­
ten über die Aufgaben der Volksver­
treter, dann blltten sie auch besser be­
urteilen können, was ihnen diese in des 
Wortes doppelter Bedeuttmg wert sind. 
... Die Aufgaben des Abgeordneten, 
das hat die Tagung bestätigt, sie sind 
schwieriger geworden und die Anfor­
derungen sind gestiegen, in einer Zeit, 
in der die Vorgänge komplexer gewor­
den sind und die BUrger den Parlamen­
tariern a priori nicht mehr Vertrauen, 
sondern Mißtrauen entgegenbringen. 
Dabei haben die Abgeordneten einen 
ständigen Spagat zu vollbringen, zwi­
schen der Arbeit im Parlament und der 
im Stimmkreis, zwischen der Aufga­
be der Gesetzgebung und der Kontrolle 
der Regierung sowie der Funktion als 
Ombudsmann für die Bevölkerung. 
Wobei die Lebenshilfe zwar von den 
Wählerinnen und Wllhlern eingefor­
dert wird, aber den Parlamentariern 
nicht etwa Renommee verschafft, im 
Gegenteil. lmagefttrdernd wäre mehr 
der große Auftritt im Parlament, doch 
der wiederum findet in der Lokalpres­
se wenig Niederschlag. Und je weni­
ger die Abgeordneten mit politischer 
Gestaltung in Verbindung gebracht 
werden, desto weniger interessieren 
sich auch junge Leute fllr diesen Be­
ruf. Information tut also not, Informa­
tion über den Durchschnitts­
parlamentarier und seine Arbeit, nicht 
über spektakuläre Einzelfälle, auf die 
sich naturgemllß in erster Linie das 
Augenmerk der Journalisten richtet ... " 
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Vergleich deutscher Diktaturen 
"Auch die kleinste Abweichung war t6dlich" 

"Zwei Diktaturen ln Deutsdlland, eine 
Erfahrung? Der antitotalitäre KOD• 

l!lelll". So lautete das Thema einer von 
der Akademie und dem Projekt "Ge­
gen Vergessen ft1r Demokratie'' veran­
stalteten KooperaUonstagung, die vom 
3. bis 5. November 1995 in Tutzlng 
stattfand. In der Zeltuug ,,Das Parla­
ment" (Nr. 47) sehrleb Bernd KaiUna 
darüber am 17. November 1995. 

Sowohl in theoretischen Erörterungen als 
auch anband von praktischen Beispielen 
der Verfolgungspraxis politischer Gegner 

Joachlm Gauck referierte Ober .Dialektik 
von historisther Wahrheit, Gerechtigkeit 
und Aussöhnung• 

wurde in differenzierter Weise den Fra­
gen nachgegangen, welche strukturellen 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede bei 
den beiden Diktaturen im Deutschland 
dieses Jahrhunderts auszumachen sind. 
Eine Podiumsdiskussion ... unter Teilnah­
me von Bärbel Bohley, dem Braun­
schweiger Oberstaatsanwalt Hans-JUrgen 
Grasemann und dem sozialdemokrati­
schen Bundestagsabgeordneten Stephan 
Hilaberg (Finsterwalde) ging auf die um­
strittene Frage .,Regierungs- und 
Funktionll.rskriminaltät zweier Diktatu­
ren - Ahndung oder Amnestie?'' ein, um 
sie tendenziell zugunsten von ,,Ahndung" 

zu beantworten. 
Die Tagung schloß mit einem nachdenk­
lichen Vortrag von Joachim Gauck aus 
Berlin, der in anschaulicher Weise ,;Im 
Dialektik von bistorischer Wahrheit, Ge­
rechtigkeit und Aussöhnung'' referierte. 
Der Bundesbeauftragte fiJr die Unterla­
gen des Staatssicherheitsdienstes der ehe­
maligen DDR forderte u.a. die Beendi­
gung einer nur selektiven Wabmehmung 
historischer Unrechtstatbestllnde .... Der 
Vorsitzende des Projekts .,Gegen Verges­
senfür Demokratie", Hans-Jochen Vogel, 
mahnte an, sich insbesondere dem Lei­
den der Menschen primär zu widmen und 
sieb immer wieder zu VCigegenwärtigen, 
was zu Unrechtsregimen geführt habe, 
um entsprechende Fehlentwicklungen 
zukünftig zu verhindern. 

lnstrumentsllslerung 
von Antifaschismus 

Eckhard Jesse (Chemnitz) und Bernd 
Faulenbach (Bochum.) thematisierten die 
,,In.sttumentalisicrung von Antifaschis­
mus und Antikommunismus durch 
NSDAP und SED" (Jesse) sowie die 
.,Vergleichbarkeit und Verschiedenheit 
totalitärer Herrschaftssysteme" (Faulen­
bach). Ergebnis: Entgegen landläufigem 
Sprachgebrauch bezUglieh einer angeb­
lichen .,UnvCigleichbarkeit des NS-Sy­
stems", sei der seriöse, wissenschaftliche 
Vergleich geradezu die Voraussetzung, 
um Differenzen bzw. Gemeinsamkeiten 
zu belegen .... Dennoch dürften sowohl 
quantitative als auch qualitative Unter· 
schiede in der Erscheinungsform 
totalitliiere Gewaltsysteme des 20. Jahr­
hunderts nicht übeneben werden, beton­
te Faulenbach. ... Fazit der Tutzinger Ta­
gung, die in unerwarteter Schneeland­
schaft endete: unter der sachkundigen und 
souverlinen Leitung von Karl Wllhelm 
Pricke und JUrgen Maruhn gelang der 
bemerkenswerte Versuch, zwei Diktatu­
ren in Deutschland auf ihren totalitären 
Kern hin abzuklopfen, Unterschiede und 
Gemein.samkeiten pdlzise berauszuaibei­
ten und nicht zuletzt unverwechselbare 
Ansatzpunkte für den antitotalitlren Kon­
sens im wiedervereinigt Deutschiandin 
verständlicher Form herauszuarbeiten. 
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Gegen Vergessen für Demokratie 
"ZWei Diktaturen in Deutschland, eine Erfahrung?~~ 

Von Dr. Hans-Joc~n Vog~l 

Die Taeune "Zwei Diktaturen ln 
Deutschland, eine Erfahrung? Der 
andtotaUtäre Konsens" wurde in Ko­
operadon mit dem Projekt "Gegen 
Vergessen mr Demokrade'' veranstal­
tet. Vorsitzender dleaes Projekts ist Dr. 
llami-Jochen Vogel, der die Tagung 
eröffnete: 
... Die Bewahrung des Erinnemswerten 
undErinnerungsbedürftigen vor dem Ver­
gessen ist der Kemgedanke, dem das~ 
jekt "Gegen Vergessen - Für Demokra­
tie" seine Entstehung verdankt. Eine 
Handvoll von Männem und Frauen hat 
sich im FrUhjahr 1993 aus der Sorge zu­
sammengefunden, es könnte die Erinne­
rung an die Verbrechen der NS-Gewalt­
hemcbaft abreißen, weil mebr und mehr 
von denen dahingehen, die die Zeit vor 
1945 noch bewußt erlebt haben, von de­
nen, die verfolgt ·worden sind und auch 
von denen, die Widerstand geleistet ha­
ben. Und ebenso bewegte sie die Sorge, 
es könnte auch der Widerstand gegen das 
kommunistische System in der Sowjeti­
schen Besatzungszone und dann in der 
ehemaligen DDR und die Leiden derer, 
die es vielen Menschen in seinem Herr­
schaftabc:reich zugefUgt hat, in VetgeSsen­
heit geraten. 
Anlaß fUr die Gründung des Projektes war 
aber auch die Welle der Gewalt, die in 
den Jahren 1991, 1992 und 1993 über 
unser Land binwegging und sich vor al­
lem gegen auslllndische Mitbürger und 

Pressesplitter 
Zu der Tagung "Zwei Diktaturen in 
Deutscbland, eine Erlahnmg? - Der 
anldtotaUtlre Konsens" vom 3. bis 5, 
November 1995ln 'IUtzlng encblen in 
der Süddeutachen Zeitung vom 30. 
November (S. 11) ein ArtikeL Unter 
dem 11tel "Tutzinger 1Bgung m Er­
fahrungen unter dem Nazi- und DDR­
Regime - Vergleichen ohne gleichzu­
setzen" !IChr:leb Katrin Hillgruber: 

Dr. Hans-Jochen Vogel bel der Tagung ,.ZWei 
Diktaturen ln Deu18chland, eine Erfahrung? -
Der antitotalitäre Konsens" 

uns dorthingefUhrt haben, erin­
nern, um neu heraufziehende Ge­
fahren rechtzeitig zu erkennen, 
um ihnen unverzüglich zu begeg­
nen und um auf diese Weise un­
sere demokratische Ordnung zu 
stabilisieren. Und unbeschadet 
der Unterschiede, die es gewiß 
zwischen beiden Diktaturen gab, 
wollte sich das Projekt von An­
fang an aus dem gleichen Grund 
auch mit den Ursachen und den 
Bncheinungsformen der kommu­
nistischen Diktatur und den 
menschlichen Verhaltensweisen 
wllhmld dieser Diktatur ausein­
andersetzen. Denn- so sagten wir 
uns - wer von den Verbrechen in 
der Zeit des Dritten Reiches und 
auch davon nichts gehört hat, 
warum unsere Bevölk.enmg erst 
dem Verderberund dann dem Ver­
de:tben anheimtiel, wer nichts von 
der bürokratischen Hilrte des 
DDR-Regimes und der Men­
schenverachtung weiß, zu der 
auch dieses Regime fähig war, 

MitbUrgerinnen, aber auch gegen jf1dische 
Friedhöfe, ja sogar gegen eine Synagoge 
und gegen KZ-Gedenkstätten richtete. 
Eine Welle, die bis heute durchaus noch 
nicht gllnzlich verebbt ist 
Dabei sollte das Erinnern kein Selbst­
zweck sein, vielmehr müssen wir uns an 
die Geschehnisse während des NS­
Gewaltregimes und an die Ursachen, die 

wernicht weiß, wohin Fanatismus 
undideologische Verblendung Menschen 
führen können, wer die Warnzeichen 
nicht kennt, die auf das drohende Unheil 
hinweisen, der ist neuerlichen Gefahren 
gegenüber weniger wachsam, weniger 
widerstandsflthig als de!jenige, dem die 
Verbrechen der Vergangenheit vor Augen 
stehen. 
Gewiß: Auch er könnte und sollte vor­
hersehen, zumindest aber ahnen, welche 
Folgen sich ergeben, wenn die Menschen-

reichen Schlußwort. Unter Berufung auf würde geleugnet, eine Minderheit verteu-
die Totalitarismus-" Kronzeugin" felt, das Freund-Feind-Denken propagiert 
Hannah Arendt prangerte der Bundes- und Gewalt als Mittel zur Lösung politi-
beauftragte für die Unterlagen des scher Probleme eingesetzt wird. Aber in 
Staatssicherheitsdienstes die "Gedan- den Endjahren der Republik von Weimar 
kenwelt der Niederungsbewohner" an. hat dieses Venn.ögen, das den Menschen 
Nach überstandenen Diktaturen neigten angeboren ist, eben nicht ausgereicht. 
sie dazu, die Würde der Fakten zu leug- Und die Generationen, die die Zeit vor 
nen und sich aus schlechten Zeiten nur 1945 nicht mehr miterlebt haben - schäl-
das Gute zu merken. Beispiele von zungsweise sind das schon über dreivier-
unspektakulärer Zivilcourage zeigten, tel unserer Bevölkerung - könnten der 
daß auch der Stasi niemand habe dienen Einsicht und der Entschlossenheit, ihr 
,,müssen", so Gauck. Keine Versöhnung gemäß zu handeln, im Ergebnis - wenn 

" ... Von der Vcrfiihrung zum freundlichen ohne Wahrheit, kein antitotalitärer K.on~ auch aus anderen Granden - vielleicht 
Blick, der auch er in der DDR zeitweise sensohne aufarbeitende Erinnerung-der ebenso ermangeln, wenn ihnen das Wis-
erlegen sei, sprach Joachim Gauck in ei- kleinste Nenner dieser Tagung bleibt sen über die Katastrophen ihrer Vorfah-
nem sehr persönlichen und metaphern- schwierig umzusetzen. ren fehlt. 
~~~~=-~=======================--
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Fundamentalismus in der islamischen Welt 
"Der Islam ist die Losung"- Starke Pragung durch Modernismus 

,,Die islamisdle Welt" stand im Mittel­
punkt eines Seminars fiir Deutsch-, 
Ge&ch1chts- und Sozialkundelehr das 
vom 8. bis 11. Mai 1995 in TutziDg statt­
fand. Prof. Dr. Hartmut Bobzln (Unlv. 
Erlangen-NUmberg) befaßte sich mit 
der Entstelumg und den gegenwllrtlgen 
Strömungen des Islam als Religion. 
Unter dem Geslch1Bpunkt, welches Ver­
blltnis der Islam zur westUchen Demo­
kratie hat, untersuchte Prof. Dr. Fuad 
KandU (Universität Karlsruhe) die 
"Geschichtlichen Wurzeln des 
Antlwesternlimus in der arabischen 
Welt", wlhnmd sich Margret Spohn 
(Zentrum lflr Türkelstudlen, Essen) 
spezlell mit den deublch-türkiscben Be­
ziehungen der letzten 500 Jahre ans­
elnandersetzte. Auf die aktueUen Er­
scheinungsformen des Islam in 
Deutschland und den daraus mögli­
chen Problemen wiesen weitere Refe­
rate hln. 'Ober den Islamischen 
Fundamentalismus sprach Prof Dr. 
Werner Ende (Universität Frelburg) 
unter dem Titel ,,Der Islam ist die Lö­
SUDg'': 

Zum Pundam:mtalismus: Die These, die 
ich hier erläutern will, ist eigentlich ganz 
einfach. Nichtjeder Muslim ist ein from­
mer Muslim. Und nicht jeder fromme 
Muslim ist ein Fmutamentalist. Und nicht 
jeder Fundamentalist ist ein Terrorist oder 
auch nur ein Anhänger von Teirori.sten 
im Sinne eines Dschihads, der in einer Art 
Terroraktion mündet. 
Derislamische Fundamentalismus ist sehr 
statk geprägt von einer Geistesströmung, 
die man Modemismus nennt, ein Begriff 
in erster Linie aus dem katholischen Be­
reich. Modernismus: der Versuch einer 
Harmonisierung von Bikenutnissen mo­
derner Wissenschaft mit Aussagen spe~ 
ziell des alten Testaments in bezug auf 
die Entstehung der Welt und vieles ande­
re mehr. Während der amerikaDisehe 
Fundamentalismus beispielsweise vehe­
ment anti-darwinistisch ist, hat der isla~ 
mische Fundamentalismus ~ weil er sich 
sehr stark aus dem :islamischen Moder­
nismus des späten 19., frühen 20. Jahr­
hundert speist - sich mit dem Darwinis­
mus im großen und ganzen arrangiert. Es 
gibt eine kritische Beurteilung insofern, 
daß christliche Gelehrte und besonders 

Leser von Schriften des Darwinismus fal­
sche Schlüsse in bezug auf die Existenz 
Gottes und gewisser Grundlagen des 
Glaubens gezogen hätten. Dies sei ein 
typisch christlich-europäischer Irrtum. 
Die Muslime brauchten sich vor den 
Kernerkenntnissen des Darwinismus 
überhaupt nicht zu fUrchten. Dieser isla­
mische Modernismus, der sowohl in Bri­
tisch-Indien als auch in Ägypten und in 
der Türkei seine frühen Vertreter hatte, 
ging davon aus, daß die Aussagen des 
Koran über Gott und die Welt und die 
Gestalt der Erde, der Gestirne, über die 
Engel und die Teufel nicht im Wider­
spruch zu den Erkenntnissen des moder­
nen Islams stehen. 
Wenn es auch im ersten Moment so er­
scheint, dann sei das ein Irrtum, dann hätte 
man nicht richtig darllber nachgedacht. 
Deswegen haben diese frühen Moderni­
sten, auf deren Schultern gewissermaßen 
auch die Fundamentalisten stehen, gesagt, 
wir schreiben neue Korankommentare. 
Was im Mittelalter geschrieben worden 
ist, sind sehr bedeutende Dinge, wir kön­
nen aber nicht sehr viel damit anfangen. 
daß die Erde auf dem Horn. eines Stiers 
kreist Das sind Dinge der Vergangenheit, 
wir schauen da gar nicht mehr hinein in 
diese Korankommentare, wir schreiben 
die neu. Und so entdeckt man natürlich 
die Existenz von Mikroben. die schon im 
Koran angedeutet werden. 
Ein CJroßteil der Fundamentalisten ist 
durchaus modernistisch in dem Sinne, daß 
sie sich an die Bnungenschaften des Mo­
dernismus halten und beispielsweise aus­
gesprochen wissenschaftsgläubig sind, 
was die moderne W"tSsenschaft und Tech­
nik angeht. 
'JYpisch fl1r diesen islamischen Funda­
mentalismus ist, daß er nicht in erster Li~ 
nie von Theologen getragen wird, son~ 
dem von dem 1)rp des islamischen Intel­
lektuellen, des zum Teil westlich gebil­
deten, auch zum Teil westlich gekleide­
ten - nur die Krawatte ist verpönt -, auch 
mit Fremdsprachen bewaffneten Men­
schen, der ilgendwann auch mal studiert 
hat, der möglicherweise gar nicht so sel­
ten mal Marxist war und der nun das Licht 
erkannt hat und Muslim geworden ist. 
Das fl1hrt übrigens dazu, daß in unseren 
Medien nicht selten die falschen Leute 
gezeigt werden. Es gibt einen Joumali-

sten, der vor einiger Zeit einen Film über 
Zentralasien gemacht hat, in dem er er­
zählen wollte, daß die Fundamentalisten 
im Kommen sind. 
Aber Fundamentalisten, wenn es sie dort 
geben sollte, sind nicht sehr ansehnlich. 
Sie sind znmjndest sehr durchschnittlich, 
sie sehen aus, wie andere Leute auch, 
während es in irgendwelchen Moscheen 
noch ein paar Leute mit dem Thrban gibt. 
Und ein Thrban macht sich gut für den 
Kameramann, also werden die Personen 
mit dem Turban gezeigt. Ehrwürdige 
Greise, die alles andere im Sinn haben als 
fundamentalistische Ideen, aber sie wer­
den uns gezeigt. 
Ebenso typisch ist die Bemerkung eines 
der Köpfe dieser modernistischen Bewe­
gung: ,,Der Islam hat die Lösung ft1r al­
les." Das ist ja eine der Grundlosungen 
des Fundamentalismus: der Islam ist die 
Lösung. Man muß ihn nur richtig verste­
hen. Er ist fortschrit:tsfähig, er ist lange 
Zeit eine ganz normale Ebene des Fort­
schritts gewesen und die großen Errun­
genschaften der W"tSsenschaften des isla­
mischen Mittelalters zeigen es. 
Es bleibt die Frage, wieso denn diese 
militant fundamentalistischen Bewegun­
gen - wie gesagt: nicht alle Fundament&~ 
listen sind militant oder gar terrorbereit ~ 
eine derartige Resonanz haben, vor allem 
bei Personengruppen, die 20- 30 Jahre 
vorher ganz anderen Ideologien nachge­
laufen wllren oder nachgelaufen sind: 
Oberschüler, Studenten, Intellektuelle, 
kleine Beamte, Technokraten. Es spielen 
ganz sicher Dinge wie die Enttäuschung 
Uber die neuen Regimes nach dem Ende 
des direkten Kolonialismus eine Rolle. 
Generell ist die Resonanz auf die 
fundamentalistj.schen Bewegungen das 
Ergebnis tiefer Krisen in der Gesellschaft. 
Es gibt Probleme der Verelendung des 
stlldtischen Mittelstands, des Kleinbürger­
tums. Entweder steigt man ab oder man 
kann nicht aufsteigen. Das ist zum Teil 
ein ausgesprochenes Generationen­
problem. Die Anhängerschaft der funda­
mentalistischen Bewegung ist überwie­
gend sehr jung und es spielt eine große 
Rolle, daß die meisten dieser Regimes, 
die in nachkolonialer Zeit in den Sattel 
gekommen sind, großartige 
Schulprogramme gemacht haben. 
Manchmal auch durchaus erfolgreich, 
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aber mit dem Ergebnis, daß etwa in Al­
gerien sehr viele junge Leute nach ihrer 
Schulausbildung auf der Straße standen. 
Entsprechende Stellen gab es eben nicht. 
Also tiefe Frustrationen auch bei dieser 
Gruppe. Es ist aber kein reines Elends­
phänomen. Wenn man die Resonanz auf 
die fundamentalistischen Bewegungen 
durch ·die Massenverelendung erklären 
wollte, sieht man nur die eine Seite der 
Sache. Die Verelendung im Iran warnicht 
so groß, daß man hltte sagen müssen, da 
muß es zuerst passieren. Da hltte es viel 
eher in Ägypten passieren können. Es 
müssen die lokalen Bedingungen dazu­
kommen, und die waren im Iran eben 
gegeben. Die iranischen K1.eriker und ihre 
Verbündeten hatten eine Logistik aufge­
baut, die es möglich machte, eine Revo­
lution durchzufUhren. Wenn dann mit 
Domino-Theorien herangegangen und 
auf die Karte geschaut wurde, um zu sa­
gen, welcher Staat nun der nächste Staat 
sein wird, ging es eigentlich immer schief. 
Diese Prophezeiungen sind nicht einge­
troffen. Es hat auch keine Lawine gege-

NrJ 'lb.ema 
ThnnJn 

Tagungsbericht 

ben; allenfalls mit zeitlicher Verzögerung 
da und dort den Durchbruch funda­
mentalistischer Gruppen bis zu öffentli­
cher Bedeutung, wie etwa in Algerien, 
was für viele unerwartet war. 
Große Teile der technischen Intelligenz, 
die sich dieser Bewegung nicht anschlie­
ßen, sind zumindesteils desorientiert und 
unterstützen nicht die real existierenden 
Systeme. Bin ganz deutliches Beispiellie­
ferte der Iran. Wann immer man in den 
(1Jf70er Jahren Iraner im Ausland ttaf, die 
hier zu Besuch waren oder hier lebten, 
hörte man sehr starke Kritik am Schah 
und seinem System. Vor allenDingen den 
Vorwurf, daß die Möglichkeit einer wirk­
lichen poli1ischen Partizipation verhindert 
würde. Das fUhrte dazu, daß, als plötz­
lich eine Grundwelle des schiitisch ge­
fllrbten Modernismus übers Land ging, 
die Leute zwar wenig Sympathien für die 
Mullahs hatten. eher Verachtung, bis da­
hin, daß sie nicht bereit waren. das exi­
stierende System zu verteidigen, weder 
mit Worten noch mit Taten. Sie sagten, 
laß' sie machen. Viele haben auch ge-

Veranstaltungen 

Januar 

glaubt, die Mullahs wären nicht in der 
Lage, lllnger als ein paar Wochen zu re­
gieren, sie seien ja gar nicht fähig, sie 
wüßten ja nicht wie man verwaltet und 
leitet. Und dann würde wieder die alte 
Elite, aber die liberalere Elite die Macht 
übernehmen.( ... ) 
Es gibt noch eine Reihe anderer Fakto­
ren. Wichtig war mir jedoch, darauf hin­
zuweisen, daß es nicht nur die Verelen­
dung war und ist. Die Verriegelung von 
Aufstiegsmöglichkeiten für viele Leute, 
die zunächst einmal Nutznießer der mo­
dernistischen Entwicklung der Regimes, 
z.B. der Schulbildung, gewesen sind. ( ... ) 
Es gibt somit eine Alliance von wirklich 
absteigenden, verelendeten Leuten und 
Leuten, die nicht unbedingt verelendet 
sind, die a~ cnttäuscht sind und die nicht 
aufsteigen können so wie sie wollen. ob­
wohl man Versprechungen gemacht hat 
Solange eine solche Alliance hält - sie 
scheint jetzt zum Thil in Algerien zu funk­
tionieren -, solange sind solche funda­
mentalistischen Bewegungen schon ein 
erheblicher Faktor. 

Kooperationspartner I Zielgruppe 'Dlguupteam I 
1 Germany Today Landeskundl. Seminar mit Institut für Auslandsbeziehungen, Leitung: Grosch 
08. 01. - amerikanischen College-Studenten Stuttgart Tag.-Sckrctlrin: Blluerle 
11. 01.96 'II' 08158/256-46 

2 Medien zur Sozialkunde Staat!. Studienseminar für berufl. Leitung: Friedrich 
09. 01. - Schulen in Südbayern, MOnehen Tag.-Sckrctllrin: Sittkus 
11. 01.96 'II' 081581256-49 

3 Aktuelle Fragen der Politik- Die Nachbarn Mitarbeiterinnen des Bayerischen Leitung: Diemer 
16. 01. - Bayerns in Buropa Bauernverbands Tag.-Sekretllrin: Blluerle 
19.01.96 'II' 081S8/2S6-46 

6a Arbeit 2000 - Anforderungen an eine Neuge- NeueRichtervereinigung e.V. (NRV) Leitung: Piazolo 
19. 01.96 staltung der Arbeitswelt Tag.-Sekretlrin: Sittkus 

'II' 08158/256-49 

7 Politisches, ökonomisches, ökologisches und Akademie für Lehrerfortbildung, Leitung: HampciZimmennann 
22. 01. - soziales Lernen (Zukunftswerkstatt) Dillingen (Hauptschullehrer) Tag.-Sekrettlrin: Mertos 
26.01.96 'II' 081581256-50 · 

8 Nationalismus in Buropa - Aktuelle Erschei- Akademie für Lebrerfortbildung, Leitung: Weber/Münchenbach 
22. 01. - nungsformen und historische Perspektive Dillingen (Geschichtslehrer) 'Iag.-Sekretllrln: Mettes 
26. 01.96 'II' 081581256-50 I 
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Veranstaltungen 

Februar 

NrJ I Thema I Kooperatloaspartller /Zielgruppe I 'l8gungsteam I 1Umln 

10 Technikentwicklung und vorausschauende Evangelische Akademie -Tutzing Leitung: Hampe/Held 
01. 02. - Thchnologiepolitik, Japan und Deutschland am mit Experten aus Wissenschaft, Thg.-Sekretarin: Bluerlc 
03.02.96 Beginn des 21. Jahrhunderts (s. auch Seite 12) Technik, Politik und W:u:tschaft • 08158/256-46 

11 Parteiensysteme im internationalen Vergleich Universität Passau Leitung: Obeneuter 
OS. 02. - Tag.-Sekretlrin: Blluede 
09.02.96 tt 0815812S6-46 

12 Arbeit und Leistung unter dem Blickwinkel Landes&lbeitsgemeinschaft katholi- Leitung: Diemer 
OS. 02. - derBtbik scher Sozialarbeiter/innen Tag.-Semtärin: Sittlrus 
07.02. 96 SozialpUdaga genlinnen tt 08158/256-49 

HeilplldagogeDiinnen 

13 Parlamentarische Konkmrenz? Kolloquium. TI Landtag- Bundestag-Europaparla- Leitung: Obeneuter 
08.02.96 zum Landesparlamentarismus Tagungsort: m.ent Tag.-Sebetlrin! Leisehing 

Bayreuth • 081581256-47 

14 Nation, nationale Identität, Nationalismus Deutsche Gesellschaft für Amerika- Leitung: Grosch 
09. 02. - studien (DGFA) Tag.-Sekretllrin: Bllucrle 
11. 02. 96 tt 081581256-46 

15 Die Wiedervereinigung Deutschlands und die Akademie für Lehrerfortbildung, Leitung: llampc:IZimmetm 
13. 02. - europäische Einigung Dillingen (HauptschuJJ.ehrer) Tag.-Semtärin: Merlea 
16. 02.96 tt 081581256-50 

16 Gese1lschaftlicher und politischer Wandel in Akademie für Lehrerfortbildung, Leitung: Weber/Münchenbach 
13. 02. - der Bundesrepublik Dillingen mit Soziallcnndelehrem an Tag.-Sekretärin: Mcrtes 
16.02.96 Fachober-/Berufs-oberschulen und tt 081581256-50 

Fachakademien 

19 Model United Nations- Wie funktionieren In- Konferenz fi1r Studenten aus aller Leitung: Piazolo 
26. 02. - , telnationale Organisationen 
29. 02. 96 (siehe auch Seite 12) 

' Welt I Tag.-Sekretlrin: Bllucrle 
081581256-46 

Mlrz 

NrJ Thema Kooperatlcmspartner /Zielgruppe Tlgmlgsteam 
Termin 

20 Das neue Betreuungsrecht-Erfahrungennach Richter, Rechtspfleger, Rechtsan- Leitung: Piazolo 
01.03-03. 4 Jahren Erprobung wälte und Sachverständige Tag.-Sekretlri.n: Sittkua 
03.96 tt 081581256-49 

21 Die POS und ihre Bedeutung in der Parteien- Expertenkonferenz Leitung: Obcrreuter/Maruhn 
01. 03 . - Iandschaft des vereinigten Deutschland Tag.-Sekretlrin: Leisehing 
02. 03.96 tt 081581256-47 

22 Konflikte und Konfliktregelungen in der in- Bildungswerk der DAG in Bayern Leitung: Diemer 
OS. 03. - telnationalen Politik - Das Suchen nach dem I Tag.-Sekretlrin: Sittkua 
08.03.96 Frieden • 081581256-49 
'-
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Veranstaltungen 

Mlrz 

NrJ Thema Kooperadcmspartner /Zielgruppe 1Bgunpteam 
Termin 
-
26 SO Jahre Bayerische Verfassung 1946- 1996: Akademie für Lehrerfortbildung, Leitung: Weber/Münchenbach 
18. 03. - Entstehung, Herausforderungen, Bewährung Dillingen, mit Sozialkunde- und Ge- Tag.-Sekretllrin: Mcrtes 
22.03.96 scbichtslehrem an Gymnasien, Real- 'II' 081.581256-50 

und Berufsschulen 

17 Aktuelle Herausforderungen Akademie für Lehrerfortbildung, Leitung: HampeiGUtder 
18. 03. - an die Wutschaftspolitik Dillingen (Berufsscbullehrer/innen) Tag.-Sckretärin: Merta 
22.03.96 • 081.581256-50 

l9 Antisemitismus heute - Verbände in Bayern Leitung: Diemer 
26. 03. - eine Bestandsaufnahme Tag.-Sckrctllrin: Bäucrlc 
28.03.96 (siehe auch Seite 12) 'II' 081.581256-46 

30 Kommunismus und Sozialdemokratie - eine Kurt-Schumacher-Gesellscbaft e.V. Leitung: Marulm/Renger 
29. 03. - Jahrhundertkonfrontation Tag.-Sclactlrin: Bll.ucrle 
31. 03. 96 (siehe auch Seite 12) 'II' 081.581256-46 

April 

NrJ Thema KooperationspartDer I Zielgruppe Tagungsteam 
termln 

31 Wutschaften in Umbruchzeiten AEH Leitung: Piazolo 
01.04-03. Tag.-Selactlrin: Sittkus 
04.96 'II' 081.581256-49 

33 Kirche - Staat - Gesellschaft - Probleme und Katholischer Deutscher Frauenbund Leitung: Diemet 
09. 04. - Entwicklungen (KDFB) Tag.-Sclactlrin: Bll.ucrlc 
12.04.96 'II" 081581256-46 

1-

36 Neuere Didaktik der politischen Bildung: Akademie für Lehrerfortbildung, Leitung: Weber/Münchenbach 
1S. 04. - ,,Lemort Staatsregierung" Dillingen mit Seminarlebrem für So- Tag.-Sclactlrin: Merta 
17.04.96 zialkunde 'II' 081.581256-50 

37 501ahreSED Historiker, Politik:wissenschaftler, Leitung: Maruhn 
19. 04. - Journalisten, Multiplikatoren der Tag.-Sckretlrin: Bäucrlc 
21. 04. 96 politischen Bildung 'II' 081581256-46 

38 Ästhektik der Macht- Kunst im Dritten Reich Akademie für Lehrerfortbildung, Leitung: Diemer/Büchner 
22. 04. - Dillingen Tag.-Sekrctlrin: Mettes 
26. 04.96 'II' 081.581256-.50 

39 Germany Today Atlantik-Brücke e.V. Harnburg mit Leitung: Grosch 
23. 04. - amerikanischen Lehrern an Schulen Tag.-Selaetärin: Menes 
26.04.96 der Streitkräfte 'II' 081.581256-50 

40 Colloquium m zum Landesparlamentarismus: Leitung: Oberreuter 
25.04.96 Der Landtag als Forum der politischen Öffent- l Tag.-Sebetllrin: Leisehing 

lichkeit Tagungsort: Regensburg 'II' 081.581256-47 
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Veranstaltungen 

Technikentwicklungen und vorausschauende Technologiepolitik­
Japan und Deutschland am Beginn des 21. Jahrhunderts 

1. bis 3. Februar 1996 

Wu leben in einer Welt zunehmend raschen technologischen Wandels. Wohin tendiert die Entwicklung? Inwieweit läßt sie sich 
voraussehen? Welche Zukunftsmärkte bieten unserer WJrtschaft neue Chancen? Welche Rolle kommt dabei der Forschungs- und 
Technologiepolitik zu? Die gemeinsam mit der Thtzinger Evangelischen Akademie konzipierte Fachtagung fl1r Journalisten und 
Experten aus Politik, Wissenschaft, WJrtschaft und Technik wird diesen und daran anknüpfenden Fragen auf der Basis von Experten­
einschll.tzungen (Delphi-Methode) in Japan und Deutschland nachgehen. Die Ergebnisse sollen unter kritischer Reflexion der 
Methode verglichen, technologiepolitische Forderungen abgeleitet werden. 

Model United Nations - Wie funktionieren Internationale Organisationen? 
Konferenz für Studenten aus aller Welt 

26. bis 29. Februar 1996 

Auf der Konferenz sollen Studenten internationale Organisationen in Theorie und Praxis kennenlemen. In workshops, die von 
internationalen Diplomaten, Wissenschaftlern und Experten geleitet werden, sollen Lösungsanslitze zu internationalen Problemen 
erarbeitet werden. Folgende Komitees werden simuliert: UN-Siche.Iheitsrat, Internationaler Gerichtshof, Welthandelsorganisation 
und Europlü.scher Ministerrat. 
Durch die Simulation werden die Teilnehmer mit praktischen Problemen multilateraler Verbandlungen konfrontiert. Als Delegier­
te eines UN-Mitglieds z.B. haben die Studenten die Aufgabe, möglichst realitlitsnah ,,ihre" Interessen glaubwilrdig und effizient 
zu vertreten. Die Themen der Agenda der Komitees werden anband der originalen Verhandlungsreden bearbeitet. 

Antisemitismus heute - eine Bestandsaufnahme 
26. bis 28. Mtirz 1996 

Beleuchtet wird der latente und offene Antisemitismus in der Bundesrepublik. Dieses Problem berührt viele europlii:sche Staaten; 
in Deutschland sollte es aber mit besonderer Aufmerksamkeit verfolgt werden. Folgende Themen sollen angesprochen werden: 
• Antisemitismus - historische und begriffliche Analyse 
• Antisemitismus in Deutschland seit 1945 - eine Bestandsaufnahme 
• Antisemitische Strömungen in Deutschland 
• Realitätsverzögerung des antisemitischen Prinzips: Die Leugnung des Völkermordes 
• Antisemitische Stereotypen: Die Juden als Bolschewisten, Kapitalisten, Weltverschwörer etc. 
• Antisemitismus - eine Bedrohung fl1r die demokratische Kultur. 

Kommunismus und Sozialdemokratie - eine Jahrhundertkonfrontation 
29. bis 31. Mtirz 1996 

in Zusammenarbeit mit der Kurt-Schumacher-Gesellschaft zum 50. Jahrestages der Zwangsvereinigung KPD und SPD in der SBZ 

Zur Komplexität der Parteiendemokratie gehört seit einiger Zeit auch die deutsche Debatte über Zweck, Sinn oder Unsinn einer 
eventuellen Zusammenarbeit zwischen der antikommunistischen SPD und der anl:isozialdemokratischen SED (heute ,,PDS"). Die 
offensichtlich breit gefächerte Diskussion hat Stammtische, Lokalzeitungen und Talkshows erfa8t. Im Riihmen politischer Bil­
dung läßt sich das Thema ordnen und seine historische Dimension einbeziehen, die hier nur in vier .Bckpunkten angedeutet sei: 
• Das europaweite Schisma am Anfang des Jahrhunderts zwischen demokratischem Sozialismus (Sozialdemokratie) einerseits 

und leninistischem Kommunismus andererseits; · 
• Begünstigung des heraufziehenden Nationalsozialismus gemäß dem Vorrang eines kommunistischen .,Vemichtungskampfes" 

gegen die Sozialdemokratie und gegen die Weimarer Republik; 
• Die von langer Hand geplante Beseitigung der SPD 1945/46 in der sowjetischen Besatzungszone durch Verfolgung bzw. Einver­

leihung in die SED; 
• Der kompromi8los gegen die SED gerichtete Gründungsprozeß der Sozialdemokratischen Partei der DDR (SDP) 1989 und 

(bisher weitgehend unbekannte) Abwehrreaktionen der SED-PDS. 
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Veranstaltungen 

Arbeit ln der mobilen Kommunikationsgesellschaft 
17. bis 19. Mai 1996 

Fachtagung in Zusammenarbeit mit der Fachhochschule München 

Das Arbeitsleben als Dreh- und Angelpunkt für die Existenzsicherung des Menschen steht in einer Phase des Umbruchs. Die 
Telekooperation ist ein Wachstumsmarkt, der betriebliche Organisations- und Arbeitsstrukturen grundlegend verändert. Daneben 
machen sich die Errungenschaften der Mobilitätstechnologie fl1r die Übertragung von Arbeitsaufgaben und Arbeitsergebnisse zu 
Nutzen. Durch Vergabe von Telearbeit ,.überspringen" sie nicht nur Werkstore, sondern auch Ländergrenzen, um Restriktionen im 
eigenen Staat zu unterlaufen. 
Es gilt, die neuen Probleme wahrzunehmen, und daraus die adäquaten rechtlichen, wirtschaftlichen und sozialen Folgen zu ziehen. 
Die Maxime von Hans Jonas ,,handle so, daß die Wirkungen Deiner Handlungen verträglich sind mit der Pennanenz echten 
menschlichen Lebens auf Erden" ist umzusetzen in allgemein akzeptierte sittliche Normen, die im Arbeitsbereich ein gerechtes 
Handeln fordern. 
Auf der Tagung, zu der wir Wissenschaftler aus dem In-und Ausland begrüßen dürfen, wird versucht, auf die genannten Fragestel­
lungen Antworten zu geben. 

Tagungsbericht 

Deutschland aus französischer Sicht 
Die Frage nach der Entwicklung deutscher Identität - Politik und Kultur 

,,Deutschland und die Deutseben aus 
fi'IIIIZÖIIscller Sicht" - Mit dieser Fra­
ge belchlftigten sich Sozialkunde· und 
Geschichtslehrer an Realschulen, 
Gymnasien und Berufschulen bei ei­
nem Fortbßdunpsemlnar vom 13. bJs 
17. November 1995 ln Tutzlng. 

Den Auftakt bildete ein historischer Über­
blick von Prof. Dr. Heinz HUrten 
(Eichstätt) über die Entstehung deutscher 
Identitäten im 19. Jahrhundert. 
Akademiedirektor Prof. Dr. Heinrich 
Obeireuter gab einen aktuellen Beitrag 
zum Thema ,,Die Wiedervereinigung als 
Zäsur? Faktoren und Entwicklung der 
Identitätsbildung in der Bundesrepublik". 
Oberreuter führte aus, in der "Stunde 
Null" 1945 seien die alten Denkstruktu­
ren nicht allesamt zusammengebrochen. 
Vielmehr hätten sich die Westdeutschen 
sehr viel Zeit genommen, eine demokra­
tische politische Kultur zu entwickeln; 
eine Zeit, die nun auch den ostdeutschen 
MitbUrgern zugestanden werden müsse. 
Darüber, wie ostdeutsche Schüler und 
Studenten llire Erfahrungen mit der Wen­
de- und damit ,,zeit zu Sinn" -verarbei­
teten, berichtete Prof. Dr. Hans-JUrgen 
Pandei (Univ. Halle!Wittenberg). Zwar 
werde die politische Wiedervereinigung 
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als sinnvolle und Uberfllllige Zäsur emp­
funden und die SED-Vergangenheit nicht 
nostalgisch verklärt; dennoch würden die 
befragten Jugendlichen die bestehende 
Kluft zwischen Ost- und Westdeutschen 
betonen. Zum Abschluß der Tagung un­
tersuchte der Gebhard Diemer den Bin­
fluß der Außenpolitik bei der Identitäts­
bildung in Deutschland in historischer 
und aktueller Perspektive. 

deutsch-französische 
Beziehungen 

Prof. Dr. Michel Cullin (BerliD/Leipzig) 
sprach über ,,Deutsche Identität - was ist 
das?": Über das Deutschlandbild der 
Franzosen zu sprechen, bedeutet im Grun­
de genommen, ausfUhrlieh über die 
deutsch-französischen Beziehungen zu 
berichten. Ich werde nicht auf alle Aspek­
te dieses Deutschlandbilds eingehen kön­
nen und möchte mich daher auf die aktu­
elle Diskussion konzentrieren. 
Wenn wir zunächst von dem aktuellen 
Stand ausgehen: So hat der französische 
Außenminister Monsieur De Charette 
kürzlich in der Tageszeitung ,,Le Mon­
de" noch einmal den Stellenwert der 

deutsch-französischen Beziehungen un­
terstrichen. Zu einem Zeitpunkt, zu dem 
es zwischen den beiden Ländern immer 
wieder Irritationen, Mißverständnisse und 
Unklarheiten gibt, hat er noch einmal 
krä:ftig die Betonung dieser ,,Achse" fUr 
Buropa unterstrichen. Aber gleichzeitig 
weist er in seinem Artikel auf bestimmte, 
typisch französische Topoi hinsichtlich 
Deutschlands hin. 
De Charette tl1hrt die Besonderheit der 
deutsch-französischen Beziehungen auf 
den Ely~-Vertrag von vor 33 Jahren 
zurück. Er verweist auf die besondere 
Beziehung zwischen Giscard d 'Estaing 
und dem damaligen Bundeskanzler Hel­
mut Schmidt und betont auch das ausge­
zeichnete Verhältnis zwischen Francois 
Mitterrand und Helmut Kohl, das zu 
Maastricht geführt hat. Aber als eine 
wichtige Bedingung fUr das Weiterbeste­
hen der guten deutsch-französischen Be­
ziehungenbetont er - ich zitiere im Fran­
zösischen - ,,Notre aptitude a bisser nos 
petformances 6conomiques et sociales au 
niveau allemand." Das heißt also: Zu­
nächst einmal muß Frankreich sich selbst 
anstrengen, den wirtschaftlichen und so­
zialen Standard Deutschlands zu errei­
chen. In der ganzen französischen Dis­
kussion über Deutschland in den letzten 



zehn, fUnfzehn Jahren oder sogar länger, 
geht es immer darum, so ökonomisch und 
sozial potent zu sein wie Deutschland. Es 
wird also Deutschland als eine sehr star­
ke, ja überstarke Wn1Schaftsmacht dar­
gestellt, unter Umständen durch beson­
dere Vorstellungen, Stereotypen, Ängste 
und natürlich möglicherweise durch eine 
falsche Einschätzung der deutschen wirt­
schaftlichen Entwicklung. Sämtliche 
wirtschaftliche Untersuchungen und Ana­
lysen des eigenen Landes werden immer 
wieder im Bewußtsein der deutschen 
Daten und im Hinblick auf die deutsche 
Entwicklung gemacht. 

Befürchtung, nicht 
mithalten zu können 

Hinter die deutsche Entwicklung zu.rUck­
zufallen. nicht mithalten zu können und 
von der deutschen wirtschaftlichen Groß­
macht gescbluckt zu werden, ist eine häu­
fig geäußerte BefUrchtung. Und das sagt 
auch ein französischer Außenminister, der 
somit indirekt diese Angst artikuliert. 
Gleichzeitig wird hinzugefügt, daß die 
,,relations fran~allemandes" entwickelt 
werden sollen, .,sans aucun compl~e" 
und .,sur un pied d'6galit6". Das heißt 
also: Die französische Seite darf sich 
Deutschland gegenüber nicht schwach 
zeigen. Das ist ein wichtiger Punkt, den 
viele Franzosen sowohl in der politischen 
Elite von links bis rechts, sowie in der 
Öffentlichkeit und in den Medien immer 
wieder betonen. 
Zweites Element :fUr die Weiterentwick­
lung dieser deutsch-franZösischen Bezie­
hungen ist die Erweiterung der Europäi­
schen Union. Und hier ist gleichzeitig 
auch ein neuer Ton herauszuhören, ein 
Kontrastton zur Politik des früheren Au­
ßenministers bzw. zur Politik des fr!lhe­
ren Staatspräsidenten, Francois 
Mitterrand. Es geht nicht um die Vertie­
fung der Europäischen Union oder um die 
Verstärkung der Europlisehen Union. Es 
geht um die Erweiterung nach Ost- und 
Zentraleuropa, und damit möchte die 
französische Regierung signalisieren, daß 
es in diesem Punkt keine Auffassungs­
unterschiede mehr zwischen Bonn und 
Paris gibt. 
Als dritter Punkt taucht wieder ein alter 
Topos auf: ,,La d6finition d'une nouvelle 
identit6 europ6enne de defence au sein de 
laquelle la coop6ration franco-allemande 
est essentielle." Das heißt also: Hier wird 

Tagungsbericht 

von einer neuen europäischen Vertei­
digungsidentität oder Verteidigungsge­
meinschaft gesprochen und innerhalb die­
ser Verteidigungsidentität ist die deutsch­
französische Kooperation zentral und das 
Wesentliche. An dieser Stelle tritt noch 
einmal auf, was sich über I aluzehnte hin­
durch immer wieder gezeigt hat. Es ist 
besser, Deutschland in einem Militär­
bündnis oder in einer europäischen 
Verteidigungsstrategie zu haben als au­
.Berllalb. Denn man weiß ja nicht, wie sich 
dieses Land letztendlich des irgendwann 
entwickeln kann. Das ist ein Topos von 
den ersten Plänen der europäischen Ver­
teidigungsgemeinschaft in den SOer Jah­
ren über die Überlegungen, die es daJ:m 
in den 60er Jahren unter De Gaulle gege­
ben hat, ein deutsch-französisches Mili­
tärbündnis gegen die Vereinigten Staaten 
zu bilden, bis zu dem Projekt, das letzt­
lich Wtrklichkeit angenommen hat, das 
Euro-Korps, das deutsch-französische 
Korps. Hier gibt es permanent den Ver­
such der französischen Politik, Deutsch­
land militärisch in irgendeiner Weise ein­
zubinden. Gleichzeitig gibt es natürlich 
einen sehr großen Widerspruch in dieser 
Politik. Das ist, glaube ich, einer der 
Aspekte, bei dem in Frankreich die deut­
sche Geschichte vor allem nach dem 
zweiten Weltkrieg und die deutsche Ent­
wicklung überhaupt nicht verstanden 
wurde. Man betont immer wieder die 
Notwendigkeit für Deutschland, sich an 
Militäraktionen, egal welcher Art, zu be­
teiligen. 

Vorwurf: Hang 
zum Militarismus 

Umgekebrt warf man in den 50er und 
60er Jahren den Deutschen immer wie­
der einen gewissen Hang zum Militaris­
mus oder zu militärischen Abenteuern 
vor. Und es ist insofern ein Widerspruch 
in sich, weil man einerseits dieses 
Deutschland militärisch einbinden will, 
man aber nicht bereit ist, zu edrennen, daß 
es in der deutschen Bevölkerung, in der 
deutschen Politik nach 1945 aufgrundder 
historischen Erfahrung einen totalen und 
tiefen Wandel, was Verteidigung, was 
Militär usw. betrifft, gegeben hat. Man 
reagiert sofort allergisch, wenn es Gegen­
reaktionen gegen Bewaffnung oder Mili­
tarisierung in Deutschland gibt. Das ver­
sucht man in Frankreich als Form eines 
neutralistischen Alleingangs Deutsch-

Iands darzustellen. Man will Deutschland 
in großem Maße militärisch einbinden, 
allerdings wenn Deutschland militll.ri­
sches Potential zeigt, oder wenn es zu 
Diskussionen über die Bundeswehr 
kommt, dann wird sofort das Gespenst der 
deutschen Militarisierung an die Wand 
gemalt und man weiß sich letztendlich 
nicht zu entscheiden. Diese drei memen­
te, der Versuch, den Wutschaftsstandard 
zu erreichen, die Erweiterung der Euro­
päischen Union und die neue europäische 
Verteidigungsstrategie oder Verteidi­
gungsidentität, das sind die drei Punkte, 
die momentan in der Diskussion zwischen 
Deutschland und Frankreich stehen, auf 
der Ebene der Politik und Diplomatie. 
Was die wirtschaftliche Diskussion be­
trifft, so gibt es in der französischen Poli­
tik unterschiedliche Tendenzen. Nicht alle 
meinen, man müsse das Niveau der deut­
schen Entwicklung erreichen. Der frühe­
re Premierminister und Wutschaftsfach­
mann Edouard Baladur plädiert zum Bei­
spiel dafür, daß Frankreich nicht unbe­
dingt auf die deutsche Karte setzen muß; 
gleichzeitig stellt er Deutschland in einer 
ziemlich problematischen Sicht dar. Er 
erklärt, Deutschland habe mehrere 
Politiken, je nach Gesprächspartner; mit 
den Vereinigten Staaten behandele es die 
Frage der Sicherheit, mit Frankreich die 
Frage des politischen Aufbaus von West­
europas, mit Rußland und dem Osten die 
Frage der wirtschaftlichen Erneuerung. 
Deutschland habe somit mehrere politi­
sche Karten. Warum sollte Frankreich 
unbedingt auf eine einzige Karte setzen, 
nämlich auf die deutsch-französische 
Karte? 
Die Ansicht, daß es nur durch die Beto­
nung der deutsch-französischen Bezie­
hung in Buropa weitergehen und dieses 
Buropa aufgebaut werden kann, wird heu­
te von den Anhängern des früheren 
Staatspräsidenten beansprucht und rekla­
miert. Aber in Teilen der Regierungs­
mehrheit gibt es offensichtlich andere 
Orientierungen und die Exklusivität der 
deutsch-französischen Beziehungen wird 
nicht mehr so gesehen. Es bleibt trotzdem 
dabei: die deutsch-französische ,,Achse" 
ist eine zentrale Achse. Ohne sie ist über­
haupt nicht vorstellbar, wie man in Euro­
pa weiterkommen soll. Aber ein Überden­
ken und ein Hinterfragen der bisherigen 
deutsch-französischen Politik ist notwen­
dig. Man kann nicht die deutsch-franzö.. 
Bischen Beziehungen weiterentwickeln 
auf der Grundlage, wie sie nach dem 
mys6e-Vertrag vorhanden waren. 
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Tagungsbericht 

Wer regiert Amerika? 
Wandlungen Im politischen System der USA 

Vlelflltig haben die Amerikaner 
Deutsc.bland in den letzten SO Jahren 
beeinJlußt: einst als Besatzungsmacht, 
später als Partner und Freunde. Der 
demokratliehe und wirtschaftliche 
Wiederaufbau verdllllkt Ihnen wichti­
ge Impulse. Frllhzeitige Austauschpro­
gramme haben Kultur und Wissen­
schaft bereichert und persönliche Be­
gegnungen ermöglidlt. Glelcbwohl gibt 
es auf belden Selten des Atlantik 
Wissenschafts- und Verstlndnls­
detlzlte. Bei einer Studientagung zu­
sammen mit dem Bayerischen Rund­
funk wurden am .9. November 1.9.95 
Themen aufgegrlfl'en, die für das ge­
&ddclltliche und aktuelle Verständnis 
einer zukunftBwichtigen Partnerschaft 
zentrale Bedeutung besitzen: Wie war 
es in der Nachkriepzeit? Wie sehen 
sich Deutsche und Amerikaner? Was 
Ist so beeonders an Politik und Gesell­
schaft der USA? 

Akademiedirektor Prof. Dr. Heinrich 
Oberreutcr sprach zu dem Thema "Wer 
regiert Amerika? - Wandlungen im poli­
tischen System der USA .. : 

Die amcrikanische Verfassung sieht eine 
Konfrontation von Legislative und Exe­
kutive, von Congress und Präsident vor. 
Beide besitzen eigenständige demokrati­
sche Legitimation durch je eigene Wah­
len. Das europäische parlamentarische 
Regierungssystem - Großbritannien, 
Deutschland -, in welchem Mehrheits­
fraktion und Regierung zu Aktions- und 
Funktionseinheit verschmelzen, kennt 
demgegenüber geschmeidigere Willens­
bildungsprozesse. Die Machtfrage ist ge­
löst. In Amerika ist sie rechtlich offen 
geblieben, da die Institutionen konkunie­
ren. In England blickte Waltcr Bagehot 
schon vor 100 Jahren skeptisch auf die­
ses Ammgement, StillBtand und Blockie­
rungen bcfttrchtend. Wie bringt man ein 
solches System zum Funktionieren, wenn 
die Schmierseife der Parteibindung nicht 
zur Verfügung steht, die die Scharniere 
ineinandergreifen läßt? Parteien als 
Gesinnungs- und Kampfgemeinschaften 
kennen die USA nicht. Parteiregierung 
oder Fraktionsparlamentarismus gibt es 
ebensowenig. Doch es gibt politische 
Nähe, die als Kern der auch dort nötigen 

Mehrheitsbildung bezeichnet werden 
kann. Doch gerade die letzten Jahrzehnte 
sind dadurch gekennzeichnet, daß selbst 
diese Nähe fehlt, weil Capitol und Wei­
ßes Haus unterschiedlich parteilich ein­
gefärbt sind. Einflußreiche Interpreten 

Akademiedirektor 
Prof. Dr. Heinrich Obe1T8uter 

beklagen ,.divided government" und 
"gridlock", also Abschottungstendenzcn 
der Institutionen. Vielen gilt ,.divided 
govemment" als Ursache allen Übels an 
Führungs- und Entscheidungsschwäche. 
Mit den Wahlen 1992 sahen sie neue Per­
spektiven des Regierens ,.beyond grid­
lock" zurückgewonnen ftJr die Clinton­
Jahre und danach. Die Hoffnung währte 
nur bis zur neuen republikanischen Mehr­
heit auf Capitol Hili und bis Newt 
Gingrich. Ob die Verfassungsväter solche 
Schwächen wollten, mag offen bleiben. 
Sicher haben sie den heutigen Ent­
scheidungsbedarf der Politiknicht vmber­
gesehen. Doch wahr ist, daß allzu ge­
schmeidiges Regieren nicht in ihrem In­
teresse lag. Deswegen definieren sie die 
Grenzen zwischen Congress und Präsi­
dent ungenau und fließend und überlie­
ßen damit die Beantwortung der Macht­
frage dem politischen Kräftefeld, damit 
aber auch dem historischen Wandel. So 
können zur rechten Zeit beide Thesen 
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richtig sein: die der Obermacht des Prä­
sidenten wie die von seiner relativen Be­
grenzung. 
Geschmeidige Regierbarkeit lag, wie be­
reits angedeutet, außerhalb der Intentio­
nen der Verfassungsvätcr. Übermäßige 
Autorität und Macht wollten sie verhin­
dern, Macht durch Gegenmacht begren­
zen und konkurrierende Legitimitäten 
schaffen. In diesem politischen Sinne han­
delt es sich in der Tat nicht um ein 
"presidential", sondern um ein ,,separated 
system". Zugespitzt ausgedrückt geht es 
der Verfassung nicht um eine Zusammen­
fassung der Macht der unterschiedlichen 
Institutionen durch eine in allem domi­
nierende Mehrheitspartei, sondern eher 
um die Verbinderung geballter Mehrheits­
macht. Im Federalist gibt Madison genau 
dies zu erkennen. Daraus entsteht das 
Modell einer Art Verhandlungsdemo­
kratie zwischen unterschiedlichen Macht­
zentren. Durch getrennte Wahlen genie­
ßen sie eigenständige Legitimität. Und 
durch die getrennten Wahlen ist es auch 
möglich oder sogar wahrscheinlich, daß 
in den Institutionen unterschiedliche 
Mehrheiten gebildet werden. Die ameri­
kanischen politischen Parteien sind zu 
schwach, um diese strukture~n Bedin­
gungen zu überwinden. Das Ergebnis ist 
ein Autoritäten-Mix, den Ricbard Neu­
stadtinseine berUhmteFormel gefaßthat 
"separated institutions sharing powers", 
getrennte Instiwtionen, die sich die Macht 
teilen. Um diese Kompetenzen, die sie 
sich teilen, streiten sie auch. 
Mit dieser Sichedleit ist man der Verfas­
sung und der Realität näher. Immerbin 
war die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg 
zu mehr als 60% gekennzeichnet durch 
konkurrierende Macht- und Mehrheits­
vcrbältnisse in den Institutionen. Dafür, 
wie Demokraten und Republibner über 
das Weiße Haus, den Senat und das House 
of Representatives verfUgen, gibt es acht 
verschiedene K.ombinationsmodelle. Qe.. 
genwärtig "gehört" die Präsidentschaft 
den Demokraten, House und Senat den 
Republikanern. Die jüngste Phase, in der 
alle drei in einer Hand vereinigt waren, 
erstreckte sich gerade über die Jahre 1993 
und 1994. Doch selbst unter der Voraus­
setzung der Vorherrschaft einer Partei in 
allen drei Institutionen sprechen diese 
erfahrungsgemäß nicht mit einer Stimme, 
weil die Interessen zu verschieden sind. 
So gibt es, wie Dahl und Lindbioern her­
vorgehoben haben, den repräsentativen 
PUhrer einer nationalen Majorität in den 
USA nicht. James Madison wäre mit der 



W"rrk.we~ der Verfassungskonstruktion 
wohl zufrieden; vielleicht hat er sie so­
gar vorbei-gesehen. 
Selbst weim der Präsident am ehesten den 
Anspruch erheben kann, nationale Poli­
tik zu formulieren und zu vertreten. da er 
an regionale Interesen am wenigsten ge­
bunden ist, variiert seine Rolle substanti­
ell, abhängig von seinen Ressourcen, 
Vorzügen und von seiner strategischen 
Position- kun, abhängig vom politischen 
Kräftespiel. Wie gut ist das Wahlergeb­
nis? Wie. vorteilhaft wird es interpretiert? 
W"1e groß ist die Zahl seiner Anhänger in 
House und Senat? Ober welche Unterstüt­
zung verfUgt er in der Öffentlichkeit und 
in den Medien? Kommt ihm die politi­
sche Tagesordnung entgegen? Diese Fra­
gen führen zu präziseren Einsichten als 
jene nach ,,divided" oder "united govern­
ment". 
Lyndon B. Johnson, zu Beginn seiner 
Amtszeit in einer starken Position, hat 
später darauf aufmerksam gemacht, daß 
ein Präsident um die Realisierung seiner 
Amtsmöglichkeiten erst kämpfen und 
sein Recht zu Regieren erst durchsetzen 
müsse. Die Wahl allein genüge nicht. 
Vertrauen, Gefolgschaft und moralische 
Untermauerung seiner Macht müßten hin­
zukommen, sonst werde er bald entdek­
ken, daß er gar keine Macht mehr besäße. 
Bill Clinton hat auf der anderen Ebene 
der konkreten Umsetzung von Absichten 
in der Gesetzgebung auf den Unterschied 
zwischen programmatischen Ankündi­
gungen, richtigen Entscheidungen und 
konkreter Durchsetzung aufmerksam ge­
macht. 

Drei Modelle der 
Regierungsmacht 

Es ist wohl zutreffend, das Regieren in 
den USA als Machtkampf zu beschrei­
ben, fttr den die Verfassung Regeln und 
~~enwmMt,dera~in 

seinem Ablauf und seinen Ergebnissen 
ganz erheblich von der aktuellen Kraft 
und Kondition der Akteure bestimmt 
wird. Von daher lassen sich drei Modelle 
der Regierungsmacht unterscheiden: 
presidential govemment bei Positionsvor­
teilen im Weißen Haus; congressional 
govemment, wenn das Weiße Haus 
schwach besetzt und Piihrungskompetenz 
am Capitol zu finden ist; schließlich 
balanced government bei mehr oder we­
niger gleich verteilten Vorzügen an bei-
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den Enden von Pennsylvania-Avenue. 
Im ganzen scheint das dritte Modell das 
realistischste zu sein. Deswegen Präsident 
und Congress gleich auf ein Handeln im 
Tandem verpflichten zu wollen (Mark 
Peterson), erscheint mir als allzu harmo­
nisierende Interpmta.tion. Die Konflikte, 
die Ungewißheiten, die diffuse Verant­
wortlichkeit und die Vielfältigkeit politi­
scher Repräsentation, kurz das konkurrie­
rende Moment widersprechen einer aus­
balancierten Regierungsweise nicht. Sie 
sind vielleicht sogar ihr Salz. Dieses Salz 
kann einen parteilichen Beigeschmack 
haben, wenn z.B. ein demokratischer Prä­
sident gegen einen republikanischen 
Congress steht. Doch es kann sich ganz 
einfach auch um institutionelle Konflik­
te handeln, die aus der unterschiedlichen 

Interessenlage von Congress und Präsi­
dent entstehen. Bekannt ist auch die The­
se Wtldavskys, es gäbe quasi politikfeld­
abhängig in der Person des einen Präsi­
denten zwei Präsidentschaften: eine in­
nenpolitische und eine außen- und 
verteidigungspolitische, wobei seit dem 
Zweiten Weltkrieg die Präsidenten we­
sentlich stärlreren Erfolg bei der Kon1rolle 
der Außenpolitik als bei der Durchset­
zung der Innenpolitik gehabt hätten- eine 
These, die durch das Schicksal Bushs 
Nahrung findet, der außenpolitisch hohe 
Zustimmung genoß, aber die 92er Wahl 
verlor, weil sie von innenpolitischen The­
men beherrscht war, für die er als weni­
ger kompetent erachtet wurde. Auch die­
se two presidencies wären ein Element 
der Machtbalance. 

Amerika und die Demokratie­
gründung in Bayern 
Wäre ohne die Amerikaner alles anders gekommen? 

Von Dr. Hans Waller, Institut fUr 
Zeitgeschichte Milnchen 

Daß die Schaffung demokratischer Ver­
hll.ltnisse in Deutschland fttr die Ameri­
kaner tatsächlich oberste Priorität hatte, 
zeigte sich vom ersten Tag der Besatzung 
an: bei der Einsetzung einerneuen politi­
sehen wtd administrativen Klasse, von der 
nach ihrer Vergangenheit angenommen 
werden durfte, daß sie demokratisch ge­
sinnt war, bei der frühen Anberaumung 
von Wahlen und nicht zuletzt bei der ra­
schen Inangriffnahme der Arbeiten an 
neuen Länderverfassungen, die in Bay­
ern bekanntlich schon im Dezember 1946 
zum Abschluß gebracht werden konnten. 
Wäre ohne die Amerikaner also alles ganz 
anders gekommen? Hätten ohne die Be­
satzungsmacht bald wieder radikale und 
autoritäre Strömungen die Oberhand ge­
wonnen? Nein, der Erfolg des demokra­
tischen Experiments von 1945 wie über­
haupt die Erfolgsgeschichte der zweiten 
deutschen Republik haben auch damit zu 
tun, daß sich in der deutschen Gesell­
schaft vor allem im Krieg ein tiefgreifen­
der Gesinnungswandel vollzogen hatte. 
"Das deutsche Volk", so hat Thomas 
Mann damals hellsichtig bemerkt, ,,macht 
(gegenwärtig) eine harte ... nicht unver­
diente Schule durch, und eines lernt es 

bestimmt in ihr, hat es schon, wenn nicht 
alle Zeichen trügen, gelernt: Was Freiheit 
ist". 
Wer 1945 oder 1946 durchdas verwüste­
te Deutschland fuhr, der erlebte tatsll.ch­
lich Menschen, die mit den regime­
frommen, fanatisierten Massen von 1938 
oder 1940 nicht mehr identisch waren. 
Nach der jahrelangen Anstrengung fttr 
große vaterländische Ziele stand kaum 
nochjemandem der Sinn nach nationaler 
Großartigkeit. Die Menschen waren nicht 
apathisch oder unpolitisch geworden, wie 
man oft hören und lesen kann, aber skep­
tischer wtd nicht mMr so leicht verfUhr­
bar. Die Deutschen, so schrieb damals 
eine bayerische Tageszeitung, haben nach 
den gemachten Erfahrungen gelernt, ge­
nau abzuwägen, sie sind für Propaganda 
wenig empfänglich. 
Ich will Ihnen selbstverständlich nicht 
einreden, daß sich im besetzten Deutsch­
land hunderttausend-, ja millionenfach 
wiederholte, was sich vor langer Zeit auf 
der Straße nach Damaskus zugetragen 
hat, nämlich die wunderbare Verwand­
lung des Saulus zum Paulus. Natürlich 
gab es sie noch: die verbohrten Fanati­
ker, die zynischen Parteifunktionäre und 
die biederen Milläufer, die nach kurzem 
Katzenjammer gleich wieder mitgelaufen 
wären. Die deutsche Geschichte nach 
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1945 hat ja nicht ganz zufll.llig auch dü~ 
stere, eng beschriebene Kapitel, die von 
fortwirkenden autoritären Denkweisen 
und rassistischen Vorurteilen handeln und 
damit dokumentieren. wie tief sich der 
Nationalsozialismus in manche Gemüter 
gesenkt hatte. Alles in allem aber gilt für 
die Zeit nach 1945 doch: Viele Deutsche 
ließen sich den mörderischen Wahnsinn 
des Nationalsozialismus eine Lehre sein; 
sie dachten um und gingen geläutert aus 
der Katastrophe des Dritten Reiches her~ 
vor. 
Ich will damit sagen: Die in der deutschen 
Gesellschaft steckenden demokratischen 
Energien hätten sich 1945 auch ohne ame­
rikanische Geburtshilfe durchgesetzt. 
Abm: - und dieses aber kann nicht dick 
genug unterstrichen werden: Der Demo~ 
kratisierungsprozeß wäre erst später in 
Gang gesetzt worden- man denke nur an 
die Empfehlungen eines Wilhelm 
Hoegner, eines Fritz Schliffer oder eines 
Josef Müller, erst vier, fllnf Jahre nach 
Kriegsende wllhlen zu lassen, weil die 
Deutschen noch nicht reif seien dafür ~, 
und der Demokratisierungsproze.8 wäre 
gewiß nicht so gradlinig verlaufen, weil 
viele deutsche Politiker nach der Weima­
rer Erfahrung mit Parteienhader, parla­
mentarischer Selbstlähmung und staatli­
cher Zersetzung zu einem Konzept der 
"wehrhaften Demokratie" gefunden hat­
ten, das so viele autoritäre Beimengon­
gen enthielt, daß der Demokratisierungs­
prozeß selbst in Gefahr zu geraten droh­
te. Stellvertretend fUr viele andere Bei­
spiele seien hier nur der Vorstoß des ba­
den-württembergische Ministerpräsiden­
ten Reinhold Maier, einen Rundfunk un­
ter der Kontrolle seiner eigenen Staats­
kanzlei zu schaffen, und die Initiative sei­
nes bayerischen Kollegen Wilhelm 
Hoegner genannt, der 1945 ein Gesetz 
zwn Schutze des bayerischen Staates ent­
warf, das .,ziemlich alles" enthielt, "was 
obrigkeitliche Tradition" bis dahin her­
vorgebracht hatte: vorbeugende Polizei­
haft für Berufslose auf unbestimmte Zeit 
ebenso wie Beschrllnkungen der Mei­
nungsfreiheit zugunsten der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung. 
Amerikanische Offiziere haben diese, wie 
viele andere, ebenso gutgemeinte wie 
getlhrliche Torheiten verhindert und da­
mit entscheidend dazu beigetragen, daß 
sich mit freier Presse und freiem Rund­
funk ein demokratisches System nach 
westlichem Vorbild entfalten konnte, das 
nicht nur mit dem ängstlichen Blick zu­
rück. sondern mit dem zuversichtlichen 
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Blick nach vorne konzipiert war. 
Die historische Forschung hat diese ,,De­
mokratie-Förderungsprogramme" bisher 
noch nicht genügend beachtet. Wrr wis­
sen nur, daß es 1950 zwei Dutzend Ame­
rika-Häuser und 122 amerikanische 
,,Reacting Rooms" gab, daß seit 1948 jähr­
lich mehr als 1500 Schüler und Studen­
ten in die Vereinigten Staaten reisen durf­
ten und daß im Rahmen eines deutsch­
amerikanischen Austauschprogramms 
einige tausend Experten aus allen mögli­
chen Berufszweigen, Journalisten, Ge­
werkschaftsfunktionäre, Landwirte und 
Hausfrauen, die Chance erhielten, "to see 
democracy at work in the United Stares". 
Was haben solche Bildungsreisen bewirkt 
und was haben insbesondere auch die 
sogenannten Kreis Resident Officers aus­
zurichten vermocht, die zwischen 1949 
und 1952 in fast allen Städten und Land­
kreisen der ehemaligen amerikanischen 
Zone tätig waren und deren Hauptaufga­
be darin bestand, die Demokratisierung 
der deutschen Gesellschaft voranzu­
treiben und Tugenden wie Zivilcourage 
und staatsbürgerlichen Verantwortungs­
sinn zu wecken? Allein in Bayern gab es 
etwa 90 solcher ..graas-roots"-Botschaf-

ter, die je nach Temperament und Befä­
higung beträchtliche Aktivitäten in ihren 
Landkreisen entfalteten: Sie organisierten 
Bürgervereinigungen und riefen Bürger­
versammlungen ins Leben, sie bauten 
Diskussionsgruppen, Bibliotheken und 
Lesezirkel aufund schufen deutsch-ame­
rikanische Begegnungsclubs, sie ffuder­
ten Jugendgruppen und kümmerten sich 
insbesondere auch um die Frauen, denen 
in manchen Kreisen sogar eigene ameri-
1amische FI'IllleDbeauft: auf die demo­
kratischen Sprünge helfen sollten. 
Viele dieser ganz unspektakulären Akti­
vitäten von oft nur lokaler Bedeutung sind 
nach dem Rückzug der Kreis Resident 
Officers 1952 rasch eingeschlafen und 
dann schnell der Vergessenheit anheim­
gefallen - ganz zu Unrecht, wie ich mei­
ne, denn die Amerikaner spornten damit 
viele Menschen an, sich ihrer staatsbür­
gerlichen Rechte bewußt zu werden und 
die Dinge in ihren Städten und Kreisen 
als die ihren zu betrachten und selbst in 
die Hand zu nehmen. Es handelte sich 
dabei, so könnte man zugespitzt sagen, 
um eine Art Grundschule in Sachen De­
mokratie, die viele Deutsche wohl wirk­
lich mit Erfolg absolvierten. 

Religion in Amerika 
Freie Konkurrenz der Religionen 

Von Prof. Dr. Michatl ZöUer, 
UniversitiJt Bayrtuth 

Die amerikaDisehe Revolution hatte - an­
ders als die französische - nie einen anti­
religiösen Charakter. Im Ergebnis besei­
tigte sie freilich die regionalen staats­
kirchlichen Monopole, also die Vorzugs­
stellung, die etwa die CoDgrenationali 
in Neuengland oder die Anglikaner in 
Virginia besessen hatten. Um diese 
Wettbewerbsgleichheit der Religionen 
und um sonst nichts ging es damals, wes­
halb in der UnabbängiglceitserkUinmg wie 
in der Verfassung ganz selbstverstllndlich 
vorausgesetzt wird, daß Amerika ein re­
ligiöses Land sei, in dem aber eine freie 
Konkurrenz der Religionen herrschen 
solle. Die einzige staatsldrchenrechtliche 
Bestimmung der Verfassung, der berillun­
te erste Verfassungszusatz, verbietet es 
daher dem Kongress, durch irgendeine 
gesetzliche Maßnahme eine der Religio­
nen so zu bevorzugen, wie dies bislang 
in verschiedenen Staaten der Fall gewe-

sen war. Der Kongress dürfe keine Reli­
gion etablieren und die freie Ausübung 
aller Religionen nicht behindern. Durch 
diese beiden Begriffe, nämlich .,no­
establishment" einerseits und .,free­
exercise" andererseits, wurde genau jene 
Diebeendbare Auseinandersetzung einge­
flibrt, die wir in der gegenwärtigen deut­
schen verfassungspolitischen Diskussion 
mehr schlecht als recht mit dem Gegen­
satz von positiver und negativer Religi­
onsfreiheit wnschreiben .... Innerhalb des 
Protestantismus haben Individualisierung 
und Freiwilligkeit zu immer weiterer or­
ganisatorischer Pluralisierung geführt, 
weshalb heute schon über dreihundert 
protestantische Denominationen gezählt 
werden. 
In einer inclusiven Kultur, in der es wie 
gesagt wichtig ist, dazuzugehören, ist es 
leicht, von einer Religionsgemeinschaft 
zu einer anderen zu wechseln, wenn man 
dabei in einem lose definierten Rahmen 
bleiben kann. Von dieser Möglichkeit, 
dem sogenannten .,Church switching" 



haben 35 % derer Gebrauch gemacht, die 
sich gegenwärtig als Protestanten be­
zeichnen, d.h. sie gehören nicht mehr 
derjenigen Richtung an, in die sie hinein­
geboren wurden. Ist die eigene Kirehe zu 
liber~, zu konservativ, zu phantasielos, 
so kann man umsteigen, statt gleich aus­
zusteigen. 

Angebote für jede 
religiöse Nachfrage 

Dieser weit diversifizierte protestantische 
Binnenmarkt, in dem fast jede religiöse 
Nachfrage auf ein entsprechendes Ange­
bot stößt, verweistjedoch auf einige öko­
nomische Realitäten, die der unendlichen 
PluraliBienmg Grenzen setzen. In einem 
freiwillig organisierten und durch freiwil­
lige Beitrllge finanzierten System bildet 
sich nicht nur ein religiöser Immobilien­
und Arbeitsniarkt, sondern es wird auch 
schmerzlich spürbar, daß es so etwas wie 
eine optimale Gemeindegröße gibt. Eine 
soeben sozial anivierte Gemeinde, die aus 
der zweiten und dritten Generation von 
Einwandererfamilien besteht, tauscht zum 
Beispiel ihre Holzldrche gegen ein soli­
deres Kirebengebäude in besserer Lage. 
Die Holzkirche w:ird von einer Gruppe 
charismatisch-orientierter jUngerer Fami­
lien erworben, die sich gerade von einer 
schon länger etablierten Gemeinde gelöst 
haben. So sank die Durchschnittsgröße 
einer Kirchengemeinde in den vergange­
nen 20 Jahren von etwa 900 auf 500 Fa­
milien. Die neue charismatische Gemein­
de liegt noch weit unter dieser Größe und 
kann sich zunächst noch keinen Pastor 
leisten, während die Gemeinde, von der 
sie sich gelöst hat, erfahren muß, daß eine 
seringere Zahl von Mitgliedern die wach­
senden Kosten fl1r Personal und Gebäude.. 
untcrbalt tragen muß. 
Es überrascht nicht, daß all dies bei den 
Katholiken anders aussieht, denn in der 
katholischen Kirche fUhrt die religiöse 
Individualisierung nicht unmittelbar zur 
organisatorischen Pluralisierung. Dort 
plant der Bischof und so lebten die Ka­
tholiken lange in einer eigenen Welt und 
schienen dem Anpassungs- und 
·vcrcinheitlichungsdruck der ~­
sehen Kultur zu widerstehen. Der ameri­
kanische Katholizismus war nllmJ;ch lan­
ge Zeit noch mit einem wirksamen Ge­
genaift versehen. Als Gemeinschaft von 
Minderheiten, die sich erst noch ihren 
Platz in der Gesellschaft erldlmpfen woll-
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ten, profitierte die Kirche davon, daß 
Loyalität zur Kultur der alten Heimat und 
Anhänglichkeit an traditionelle Kirchlich­
keit in eins fielen. Außerdem hatte auch 
Amerika seinen Kulturkampf und die 
feindselige Reaktion des amerikanischen 
Protestantismus hat den Zusammenhalt 
der Katholiken erheblich gefördert, ja 
zum 'Thi1 erst erzeugt. Der amerikaDisehe 
Protestantismus fand in antikatholischer 
Kulturpropaganda eines der letzten Eie­
malte der Gemeinsamkeit und die Katho­
liken ihrerseits übertrugen ihre Loyalität 
von der ethnischen Herk::uDftsgruppe auf 
die nächst allgemeinere und abstraktere 
soziale Identität, nämlich auf die katholi­
sche Solidargemeinschaft, was ein we­
sentlicher Schritt zur Eingliederung war. 
Außerdem lernten sie, ebenso wie die 
Juden, Religion als Vehikel sozialer, öko­
nomischer und politischer Interessen zu 
nutzen. Der Versuch, bestimmte Religio­
nen für un.amerikanisch zu erklären, war 
ja auch auf Dauer trotz aller Bemühun­
gen prominenter Theologen und anderer 
Intellektueller zum Scheitern verurteilt, 
denn die jüdischen undkatholischen Ein­
wanderer konnten Amerika beim Wort 
nehmen, indem sie daran erinnerten, daß 
nichts amcrikanischer sei als die Religi­
on als solche - und so ist es immer mit 
Amerika, gegen seine Beschrilnktheiten 
kann man sich auf seine Prinzipien beru­
fen. 
Heute nun macht sich auch bei den Ka­
tholiken mehr und mehr das individuali­
sierte und pragmatische Verständnis von 
Religion bemerkbar. Religion ·empfiehlt 
sich weniger durch die Lehren, die sie 
verkündet, als durch die Dienste, die sie 
leistet. Man schätzt Religion, nicht aber 
Theologie; man betont Gemeinschaft und 
tut sich schwer mit Kirche, man erwar­
tet, daß die Bischöfe zu wichtigen Fra­
gen Stellung nehmen und ist irritiert, 
wenn sie nicht nur die Politiker belehren. 
sondern Forderungen an die eigene Le­
bensfUhrung richten, man ist gerne bereit, 

den gegenwärtigen Papst zum Mann des 
Jahres zu wählen und betrachtet ihn ge­
wissennaßen als den Mannschaftskapitän, 
aber das heißt noch lange nicht, daß man 
gewillt ist, nach seinen Regeln zu spie­
len. 

Drei Kennzeichen der 
amerikanischen Religion 

So gibt es auch bei den Betrachtern der 
amerikanischen religiösen Szene eine 
weitreichende Übereinstimmung. Ganz 
unabhängig von der jeweiligen religiösen 
Zugehörigkeit und politischen Neigung, 
werden vor allem drei Kennzeichen der 
amerikanischen Religion hervorgehoben. 
Erstens ist sie eher diesseits orientiert als 
auf das JenSeits gerichtet, sie verschiebt 
den Akzent immer mehr von der Selbst­
heilung der Gemeinde oder des einzelnen 
auf die Lösung von Problemen, seien es 
Probleme der Gesellschaft oder solche der 
individuellen Lebensbewllltigung. Das 
reicht bis zu den Extremen, daß Religion 
einerseits in sozialem und politischem 
Akti~us aufgehen kann und anderer­
seits gelegentlich einen geradezu thera­
peutischen Charakter annimmt. Damit 
verbindet sich zweitens der unintel­
lektuelle und anti-intellektuelle Charak­
ter dieser Religiosität, der iur Ausdönung 
der Theologie führt. So beklagt etwa der 
Harvard-Theologe Langdon Gilkey, 
wenn es kreative amerikanische Theolo­
gen gegeben habe, dann seien es Ethiker 
gewesen. Schließlich ein drittes~­
eben, in dem Individualismus, Pragma­
tismus und Anti-Intellektualismus sich 
bUndein und in dem die Nähe dieses 
Religionsverstllndnisses zu dem traditio­
nellen amerikanischen Populismus noch 
deutlicher wird: Das mangelnde Ver­
ständnis für Institutionen, das bis zu ei­
ner agressiven Institutionenfeindlichkeit 
reicht 

Nachrichten aus der Akademie 

Jubiläen 1995 
Im Kollegium feierten im vergangeneo 
Jahr Gebhard Dlemer und Hans Frled­
ricb 30 Jahre Zugehörigkeit zur Akade­
mie. 
Jürpn Maruhn gehört seit 2.S Jahren 
dem Kollegium an. 
Klaus Gro&Cb undKarl-HeiDZ WiUen-

borgsindjeweils seit 20 Jahren dabei. 
Peter Rampe gehört seit 15 Jahren dem 
Kollegium an. 
Haos Kratzer ist nun 15 Jahre Haus­
meister der Akademie. 
Seit 5 Jahren ist Lydia Lettenbauer im J 
hauswirtschaftliehen B~ tätig. 
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Nachrichten aus der Akademie 

Pressesplitter 
'Ober ,,Armut - Soziale Wirkliebkelt 
ln einem reichen Land?" diskutierten 
am. 13. September 1995 die Teilneh­
mer einer Tagung, die ln Zusammen­
arbeit mit dem Bayerischen Staatsmi­
nisterium ffir Arbeit und Sozlalord­
nung, Familie, Frauen und Gesund­
bett und dem Landesbezirk Bayern 
des Deutschen Gewerksc:haftsbundes 
organisiert wurde. 

Über die Tagung berichtete in der 

und Integration ins Arbeitsleben werde 
daher wesentlicher Schwerpunkt der 
bayerischen Politik b1eiben, kUndigte die 
Ministerin an." 

Im Straubinger Tagblatt stand am 
14.9.1995: "Steigender Sozialhilfe­
bedarf ist kein Anzeichen für wachsen­
de Armut, erklärte Sozialministerin Bar­
bara Stamm am Mittwoch in Tutzing bei 
einer Fachtagung zum Thema ,,Armut -
soziale Wirklichkeit in einem reichen 

NZ NOrnbargarlaHungvom 16.9.95 Land". Sie wies die These von einem 
Siegfried Aigner unter dem Titel ,,Ist im 
reichen Deutschland die Armut soziale 
Wuklichkeit?": 
"Nach sieben Stunden sachlicher Dis­
kussion das Fazit: Armut ist ein relati­
ver Begriff und ist objektiv nicht faß­
bar .... Für Barbara Stamm ist Armut, 
weltweit gesehen, weiblich. ZurUckzu­
fübren ist das auf die ungleiche Vertei­
lung von Arbeit. Familienaibeit werde • 1 
nicht bezahlt und bedeute oft den Ver- Frltz Schösser, Barbara Stamm 
zieht auf qualifizierte Erwerbstätigkeit 
und damit auf angemessene Entlohnung 
und eine eigene Alterssicherung. 
... Vorbeugende Armutspolitik sei not­
wendig. Die Reparaturen müßten, so 
Scbösser, bald erfolgen. Dies betreffe 
vor allem die Arbeitslosenversicherung. 
Hier gebe es um eine aktive 
Arbeitsmarktpolitik. Einig war man sich 
schließlich: Arm ist nicht nur der, der 
wenig Geld hat. Vielmehr trifft es die 
Langzeitarbeitslosen. Die ,,Neue AI­
mut", von der Heiner Geißler gerne 
spricht, wurde einem ins Gedächtnis 
zUrückgerufen." 

Im Münchner Merkur stand am 
14.9.1995: ,,Eine Lanze für das deutsche 
Sozialhilfesystem brach die bayerische 
SoziaJm;n;sterin Barbara Stamm bei ei­
. nem Besuch in Thtzing. Die SoziaJhilfe 
leiste erfolgreich Hilfe zur Selbsthilfe 
und habe sich als Instrument zur Be­
kämpfung von Armut bewährt, sagte 
Stamm .... Mit Nachdruck wies die Mi­
nisterin die These vom unaufhaltsamen 
Weg in die sogenannte Zweidrittel-Ge­
sellschaft zurück. ,,Sozialbilfestatistiken 
zur Messung der Armutsentwicklung 
sind untauglich", so Stamm. Wichtigster 
Auslösefaktor ft1r Sozialhilfebedürf­
tigkeit sei immer noch die Arbeitslosig­
keit. Die Förderung der Beschäftigung 
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"unauth.altsamen Weg in die Zweidrittel­
Gesellschaft" als falsch zurück. Jüngste 
Studien hätten ergeben, daß die meisten 
Sozialhilfeempflinger nach relativ kur­
zer Zeit wieder unabhängig von den 
staatlichen Geldern werden." 

In der Süddeuteehen Zeitung vom 
14.9.1995 schrieb Cbristian Schneider 
unter der Überschrift "Gewerkschaft und 
Sozialministerium vereinbaren gemein­
same Studie - Der Armut im Lande auf 
der Spur'': 
,,In Bayern wird es künftig in regelmJI.­
ßigen Abständen einen amtlichen 
Armutsbericht geben. Daraufhaben sich 
das Sozialministerium und der Deutsche 
Gewerkschaftsbund (DGB) in Bayern 
auf einer gemeinsamen Tagung in der 
Politischen Akademie in Tutzing ver­
ständigt. Wann konkret der erste Bericht 
vorgelegt wird und ob er dann auch wirk­
lich ,,Armutsbericht'' heißen wird, ist 
noch offen. "Wir stehen da erst am An­
fang'', erld.ärte DGB-Chef Fritz Schös-

, ser .... Entscheidend sei, daß man so eine 
Studie überhaupt auf den Weg gebracht 
habe. "Ohne gesicherte Daten, Fakten 
und wissenschaftliche Untersuchungen 
kann man gute Politik nicht auf den Weg 
bringen", ergänzte Sozialministerin Bar­
baraStamm. 

Gesellenstück 
Erinnerungen an die 
Aksdemiegründung 

Von Hans..Jochen Vogel 

An die Entstehung der Akademie er­
Innerte sieb Dr. Hans-Jochen Vogel 
anläßllcb der Eröffnung der Tagung 
,.Zwei Diktaturen in Deutschland, eine 
Erfahrung? - Der antitotalitäre Kon­
sens" am 3. November 1995 

Daß ich hier in diesem Hause zur Eröff­
nung einer Tagung das Wort ergreife, ruft 
in mir Jugenderinnerungen wach. Vor fast 
vierzig Jahren habe ich nämlich in der 
Bayerischen Staatskanzlei als junger Mit­
arbeiter Wilbelm Hoegners, des damali­
gen sozialdemokratischen Ministerpräsi­
denten - so etwas gab es einmal in Bay­
ern! -, den Entwurf eines Gesetzes über 
die Errichtung einer Politischen Akade­
mie ausgearbeitet. 
Er beruhte auf den Ergebnissen lebhafter 
Diskussionen, die Waldemar von 
Knoeringen angeregt und moderiert hat­
te und an denen sich unter anderem Hans 
Nawiasky am Schluß, Alfred Marchionini 
und Georg Fendt, 1967/47 Bayeriscber 
Kultusminister, und Arnold Bergsträsser 
seinem Standpunkt gegenüber Georg 
Fendt besonderen Nachdruck verlieb, in­
dem er ihn an der Krawatte packte und 
im Rhythmus seiner Argumente hin und 
her bewegte. 
Mich hat das sehr beeindruckt, nachge­
ahmt habe ich es aber nur ausnahmswei­
se - zumal im Laufe der Zeit die Zahl 
meiner Kontrahenten zunahm, die gar 
keine Krawatten trugen. 

Helfer und Zuarbeiter 

Der Gesetzentwurf war sozusagen mein 
Gesellenstück und ich war einigermaßen 
stolz, als der Bayerische Landtag ihn mit 
geringen Änderungen verabschiedete. 
Mit der gebührenden Bescheidenheit darf 
ich mich folglich zwar nicht den Vätern, 
aber doch den Helfern und Zuarbeitern 
der Väter dieser Akademie zurechnen. 
Das zu verleugnen habe ich um so weni­
ger Grund, als die Akademie zur Zeit ih­
rer Grttndung die erste ihrer Art war und 
im Laufe der Jahrzehnte die seinerzeili­
gen Erwartungen in hohem Maße erfüllt 
bat. 



Nachrichten aus der Akademie I Tagungsbericht 

Nachrichten 

Kuratorium: 

Hans GUnter NaUD18DD feierte am 28. 
Oktober seinen 60. Geburtstag. 

Mit Wll'kung vom 1. Oktober wurden die 
Kuratoren Prof. Dr. Hans Maier, Staats­
minister a.D., Oberbürgermeister Josef 
Deimer (MdS), Jakob Deft'ner, Senator 
a.D., und Kirchenrat Pani Rleger erneut 
fUr weitere sechs Jahre in das Kuratori­
um der Akademie berufen. 

Beirat: 

Aus dem Beirat ausgeschieden ist Prof. 
Dr. Dleter GI."'!Wer. Die Akademie dankt 

Barbel Bohley in Tutzing 
Die Frau ln Staat und Gesellschaft 

Herrn Prof. Grosser fl1r seine Mitarbeit Bärbai Bohley, Annemarte Glössel und Ursula Männle (von links). 
in den vergangeneo Jahren. 

Direktor: 

Prof. Dr. Helmich Obeneuter wurde 
die Medaille fUr besondere Verdienste um 
Bayern in einem Vereinten Buropa ver­
liehen. Außerdem wurde er in die Jury 
für den Förderpreis fUr publizistische 
Arbeiten zum Föderalismus des Landtags 
von Rheinlad-Pfalz berufen. In den ver­
gangenen Monaten hielt Oberreuter un­
ter anderem Vorträge in Chicago, Wien, 
Dresden, Bonn, München, Berlin und 
Passau. 

Verwaltung: 

Traudl Mertes, Mitarbeiterin im Sekre­
tariat, scheidet zum 31. Dezember 1995 
nach dreijllhriger Tätigkeit aus. 
Dia Bochow verließ bereits zum 30. Sep­
tember 1995 nach 22 Jahren die Akade­
mie, in der sie ebenfalls im Sekretariat 
tätig war. 
Die Akademie dankt Frau Mertes und 
Frau Bochow ft1r ihren engagierten Bin­
satz in den vergangenen Jahren. 
Die Nachfolge von Frau Bochow hat im 
Sekretariat llelke Blluerle angetreten. 

F6rderkrela: 

Dr. Altred Ledalre, langjähriger Vorsit­
zender des Förderkreises der Akademie 
für Politische Bildung e. V., feierte im 
Dezember sein 25jllhriges Diensljubiläum 
als Erster Bürgermeister der Gemeinde 
Thtzing. 

Mit seiner Tagung "Gestaltung von 
Mitwirkungsmöglichkeiten der Frauen in 
Staat und Gesellschaft'' führte der Baye­
rische Landesfrauenausschuß (BayLFA) 
seine Zusammenarbeit mit der Akademie 
fort In Thtzing trafen sich am 20. und 
21. Juni 1995 Thilnehmerinnen aus Bay­
ern und den neuen Bundeslllndern .... Die 
Präsidentin des BayLFA, Annemarie 
Gössel, wies in ihrer Begrüßung darauf 
hin, daß der BayLFA schon sehr früh den 
Kontakt und die Gespräche zu Frauen in 
den neuen Bundesländern gesucht habe, 
um Verständnis fl1r die unterschiedlichen 
und doch gemeinsamen Lebenssituatio­
nen zu fördern. 
Prof. Ursula Männle, Bayerische Staats­
ministerin für Bundesangelegenheiten 
wies darauf hin, daß unter dem Aspekt 
Schulbildung und beruflicher Bildung die 
Frage der Ungleichbehandlung von Mild­
ehen und Jungen, Frauen und M!lnnem zu 
vemachlässigen sei. Ursula Männle stell­
te fest, daß die Akzeptanz der Frauen-

Kollegium: 

Auch im Wmtersemester 1995/96 sind 
Gebhard Diemer, M.A. (Katholisch 
Theologische Hochschule Benedikt­
beuem), und Dr. Michael Piazolo (Fach­
hochschule Benediktbeuem) als Lehrbe­
auftragte tätig. 
Piazolo bietet eine Veranstaltung zum 
Thema ,,Aktuelle Probleme der Interna­
tionalen Politik" an, Diemer hält eine 

erwerbstätigkeit auch in den alten Bun­
desländern zugenommen hätte, daß aller­
dings in Führungspositionen doppelt so 
viele Mllnner wie Frauen zu finden sei­
en. Eine entscheidende Frage für Frauen 
sei nach wie vor die Vereinbark.eit von 
Familie und Beruf. Eine tatsächliche 
Durchsetzung der Gleichberechtigung 
von Frauen könne nur durch die Fest­
schreibung in der Verfassung erfolgen, die 
auch durch verschiedene Gesetze auf 
Bundes- oder Landesebene unterstützt 
werden. 
Bärbel Bohley stellte die Frage in den 
Raum, wo die Frauen von vor 1989 ge­
blieben seien. Abschließend stellte Bär­
bel Bohley fest, daß der Aufbruch von 
1989 als Chance in den alten und den 
neuen Bundesländern zu sehen sei, und 
daß die Arbeit erst beginne. 

(aus: echol Informal. des BayLFAfür 
seine Mitgliedsverbande Nr. 37, 

1.11.1995) 

Vorlesung "Christliche Soziallehre I-die 
Prinzipien, Kirche und Politik'' und ein 
Seminar ,,Probleme und Aufgaben der 
Kirchen in MitteVOsteuropa". 
Im Rahmen eines Lehrauftrages der 
Hochschule fUr Politik hält Dr. Peter 
Hampe die Vorlesung ,.Arbeitsmarkt­
politik in der Sozialen Marktwirtschaft'', 
Dr. Michael Piazolo hält einen Grund­
kurs zum Thema ,,Europäische Union" im 
Wmtersemester 1995/96. 
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Direktor der Akademie: 

Prof. Dr. Heinrich Obarrautar 

Vorsitzender des Kuratoriums: 

Prof. Dr. Hans Maler 
Staatsminister a.D. 
Melchelbeckstr.6-81545 MOnehen 

Vorsitzender des Beirats: 

Direktor Hermann KumptrnOIIar 
Bayer. Volkshochschulverband 
FAustlestraBe 5-80339 MOnehen 

Kollegium: 

Gebhard Dlamer, M.A., Dozent 
lntsmat. Politik, Pol. ldesngesch/chts 

Hans Frledrlch, Dozent 
Geschichte, Kommunikation, Politik 

Klaus Grosch 
Pol. Landeskunde, Randgruppen­
problematik, Migrationsfragen 

Dr. Pater Hampa, Dozent 
Wirtschafts- und Sozialpolitik 

Jurgen Maruhn, Dlpl. Volksw. 
Parteien, Extremismus, Wirtschaft, Si­
charhaitspo/iffk 

Dr. Michael Plazolo 
Europapolltlk, Staats- und Valfas­
sungsracht, Rechtspolitik 

Dr. JOrgen Weber, Dozent 
Polltlkwissanschaft, Zaltgeschlchts 

Karl Heinz Willenborg 
Umwelt- und Varbraucharpolitik, sozia­
le Schichtung, Zaitgaschichta 

Organisationsreferat: 
Ursula Paull 

Die Akademie wurde durch Gesetz des 
Bayer. Landtages 1957 als Anstalt des öf­
fentlichen Rechts mit dem Recht der Selbst­
verwaltung gegrQndet und wird aus Mitteln 
des bayeriachen Staatshaushaltes untarhal· 
ten. Ihr gesetzlicher Auftrag Ist, die polltl· 
scfle Bildung ln Bayern auf Oberparteilicher 
Grundlage zu fOrdern. Sie fahrt Seminare 
zur Weiterbildung fllr Pel80nen durch, die 
sich ihrerseits mit politischer Bildung befas.. 
sen oder zur politischen Meinungsbildung 
beltragen (Multiplikatoren). ln Fach· 
konferenzen werden mit Experten aus Wis­
senschaft und Praxis politische Probleme 
analysiert und fllr die schl!llacfle und au· 
ßerachulische Bildungsarbeit aufbereitet. 
Die Akademie bietet d8J"CCber hinaus fllr die 
Bildungsarbeit und zur politischen Diskus· 
slon Materialien ln mehreren Schriftanrei­
hen an. 
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Nachrtchten aus der Akademie 

Neue Küche: Guten Appetit 
Umbau nach vier Monaten beendet 

Die Akademie hat eine neue KOche: Nach vier Monaten Bauzeit wurde das Glanz­
stück nun fertiggestellt 

Seit der Sommerpause 1995 war der 
Tagungsbetrieb der Akademie stark be­
einträchtigt und reduziert, weil die Kü­
che des Hauses griindlich renoviert wer­
den mußte. Mit großem persönlichen Ein­
satz haben die Mitarbeiterinnen der Haus­
wirtschaft eine Behelfsküche eingerich­
tet, mit der über die Hälfte der normalen 
Versorgungsleistung erbracht werden 
konnte. Noch vor Jahresende ist der Um­
bau termingerecht fertiggestellt worden, 
so daß die Hauswirtschaft der Akademie 
1996 wieder die volle Kapazität in ge­
wohnter Qualität bieten kann. 
Die Küche unseres Hauses verfügte schon 
bisher über alle wichtigen Geräte einer 
modernen Gro.Bküche, die Räume befan­
den sich baulich aber noch im Zustand 
der Vorkriegs- oder frOhen N acbkriegs­
zeit. Wlln.de und Decken waren Oberzo­
gen von Übelputzleitungen für Wasser, 

AKADEMIE· RE PORT 

Heizung, Gas und Elektrizität. Es gab 
zwar einen großen Dunstabzug, Frisch­
luft konnte aber nur durch Fenster oder 
eine einfache Ventilatorenöffnung zuge­
fl1hrt werden, wofür man in der kälteren 
Jahreszeit unangenehme Zugluft in Kauf 
nehmen mußte. Auslöser der Baumaß­
nahmen war die Tatsache, daß die Boden­
und Wandfliesen der Küche dringend er­
neuert werden mußten. 
Die Bau- und Installationsmaßnahmen 
sind in ständiger Konsultation mit der 
Landesversicherungsanstalt Obemayem, 
Eigentümer der Grundstücke und Gebäu­
de der Akademie, entwickelt und durch­
gefUhrt worden. FUr die konstruktive Zu­
sammenarbeit und für das in den gegebe­
nen VerblUtnissen optimale Ergebnis 
spricht die Akademie allen Verantwortli­
chen und Mitwirkenden Dank und Aner­
kennung aus. 
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Nachrichten aus der Akademie 

Demokratie - Nation - Verfassungspatriotismus 
Symposion zu Ehren des 70. Geburtstages von Msnfred Hiittrlch 

Seinen 70. Geburtstag feierte am 12. Ok~ 
tober 1995 der Politikwissenschaftler 
Manfred Hättich. Er war von 1970 bis zu 
seiner Pensionierung vor zwei Jabren 
Direktor der Akademie fiir Politische Bil~ 
dung in Tutzing und wurde dort mit ei~ 
nem Symposion geehrt. Zum Thema ,,oe.. 
mokratie ~ Nation - Verfassungs~ 
patriotismus" sprechen unter anderem 
Bernhard Sutor von der Universität 
Eichstätt und der ehemalige bayeri~ 
sehe Kultusminister Hans Maier. 
Hättich, gebürtiger Überlinger, konn~ 
te sein Theologiestudium nach dem 
Abitur an einem humanistischen 
Gymnasium erst im Alter von 22 Jah~ 
ren beginnen. Krieg und Gefangen~ 
schaft verzögerten den Eintritt in die 
Universität Freiburg. Nach dem 
Studienabschluß war Hll.ttich Mitar· 
beiter der UNESCO Deutschland und 
promovierte nach einem zusätzlichen 
Studium der Politologie. Auf die Ha­
bilitation 1964 folgte der Ruf an die 
Universität Mainz, 1970 nach Mün­
chen. Dort war Manfred Hättich bis 
1993 Professor. (aus: Starnberger 
Neue Nachrichten, 12.10.95) 

ner Werke, die nicht aus anderen leben, 
sondern aus der atemberaubenden Fähig­
keit, ein Problem tiefgrU.ndelnd analytisch 
zu umkreisen, seiner Schalen zu entklei­
den, es an- und aufmbohren, bis sein Kern 
sichtbar wird. Es ist eine Gelehrsamkeit, 
die sich selbst trägt - ich habe nicht ge­
sagt oder gemeint: in sich ruht; sie ruht 
nämlich nicht. Sie trägt sich selbst ohne 
eitle Selbstgeflllligkeit, dem Wesentlichen 

Irrationalität nebenbei; zum anderen den 
· geschilderten Hang zur Wissenschaftlich­
keit. Dabei ist es mit dem Affektiven bei 
Hlttich ähnlich wie mit den Werten bei 
Max Weber: Sie werden nicht geleugnet 
oder tabuisiert. Sie sind durchaus Gegen­
stand der Analyse, weil sie ja wirklich 
sind. Sie dürfen nur nicht den 
Wissenschaftsprozeß und den Bildungs~ 
prozeß dominieren oder verfll.lschen. Zur 

Rationalität gehört schließlich auch, 
mit der Irrationalität zu rechnen und 
sich mit ihr auseinanderzusetzen. In 
der politischen Bildung geht es 
Hättich realistischerweise um nicht 
mehr als um die Steigerung des 
Rationalitätsgehaltes politischer Ur­
teile, nicht um Richtigkeit oder Wahr­
heit. Es geht ihm aber auch um den 
Konnex von Urteilsbildung und Ver­
halten. Rationalität ist nur dann ge­
geben, wenn das Verhalten dem vor­
ausliegenden Urteil auch entspricht. 
Ein Zitat kann ich nicht unterdrücken: 
"Wenn sich jemand überlegt, ob er 
nun eine Zigarette rauchen soll oder 
nicht, und zu dem Ergebnis kommt, 
daß alles dagegen spricht, er aber den­
noch raucht, hat er zwar rational ge­
urteilt, aber nicht rational gehandelt" 
(M. H., Rationalität als Ziel politischer 
Bildung, S. 24) 

Das Symposion zum Thema ,,Demo­
kratie - Nation - Verfassungs­
patriotismus" eröffnete Hättich-Nach­
folger Prof. Dr. Heinrich Oberreuter: 
,,Meine erste Begegnung mit Manfred 
Hättich war 1969 in der Rhön; natür­
lich bei einer Tagung. Was ich nicht 
wußte: die Bundeszentrale suchte ei­
nen neuen Direktor, dieser wiederum 
einen persönlichen Referenten. Wir 
sind dann beide - zum Glück • nicht 

Feierte am 12. Oktober 1995 seinen 70. Geburts­
tag: Prof. Manfred Hättich, ehemaliger Direktor 
der Akademie f!.lr Politische Bildung Tutzlng 

Sich nicht vereinnahmen lassen; hin­
zugefügt sei: obwohl man einen 
Standpunkt hat. Schreckliche Verein­
fachung ist :f!1r Hättich schrecklich, 
oder, schlimmer noch, ,,lebensfremd", 
wie er das Denken ,,in verabsolu­
tivenden Alternativen" bezeichnet hat. 
FUr ibnhaben die Dinge zumeist zwei 

in diese Positionen eingerückt. Aber wir 
haben uns damals auf Anhieb gut verstan­
den: vor mir stand eine durch Lektüre 
wohlvertraute literarische Größe - und 
diese Größe war ein nahbarer, humor~ 
begabter Norma1m.ensch. Da es von mir 
damals noch keine Uteratur gab, mußte 
ich solche Offenheit als außergewöhnlich 
empfinden. 
F!1r Hättich prägend sind N achdcnklich­
keit, Rationalitätsorientierung und die Fä­
higkeit, sich nicht vereinnahmen zu las­
sen. 
Die Nachdenklichkeit ist wisSCDSChaftJich 
professionell gemeint. Man sieht sie ge­
radezu schon aus der Fußnotenarmut sei-

verpflichtet. Ihr Ergebnis sind zumeist 
knappe Werke- der Tendenz nach fast so 
knapp wie Reiner Kunzes Lyrik. Vor al­
lem sind diese Werke analytisch und ei­
genständig. Sie veralten deswegen auch 
nicht so rasch. Mit Hättichs 'IYpologie 
politischer Systeme ließ sich auch der 
Wandel seit 1989 hervorragend und di­
daktisch eingängig erklären. Epigonen, 
die auf seinen Schultern stehen, selbst­
verständlich ohne ihn zu zitieren, finden 
nicht zu gleicher Klarheit. 
Die Rationalitätsorientierung hat wohl 
zwei Wurzeln: Zum einen die persönli­
che Erfahrung der emotionalen Ver­
ftlgungskraft der NS-Diktatur und ihrer 

Seiten. Manichäischer Unterscheidung 
von Gut und Böse ist er abhold. Aber das 
Wissen um die Ambivalenz aller Erschei­
nungen ist kein Anlaß, sich aus Öffent­
lichkeit und Politik stumm zurückzuzie­
hen. Denn wer dies tut, schreibt er, 
,,nimmt dem Thi1 seiner Überzeugungen, 
der für das Gemeinwohl nützlich sein 
könnte, eine Marktchance". Das heißt 
zweierlei: Keiner hat das Gemeinwohl fl1r 
sich gepachtet und in allen Positionen 
schlummert potentiCll ein StOck Gemein­
wohlfllhigkeit. Gerade deswegen kann 
man sich eben nicht vereinnahmen las­
sen- ebensowenig aber darfman der Ge­
sellschaft seine Positionen vorenthalten. 
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Tagungsbericht 

"Fremdenangst und Fremdenfeindlichkeit" 
Der Verfassungspatriotismus • ein uberholtes Konzept? 

Im Rahmen des Symposions ,,Demo­
kratie - Nation - Verfassuug " sprach 
Prof. Dr. Bemhard Sutor (Katholische 
Universität Eichstätt) über 
Verfassungspatrlotlsmus: 

Person hat Vorrang vor Kultur, Men­
schenrecht steht über dem Recht der Na­
tion. Aber daraus einen Gegensatz zu 
konstruieren, verfehlt die soziale Wrrk~ 
lichkeit. Menschliches Personsein entfal­
tet sich sozial, kulturell und geschichtlich; 
es ist ohne kulturellen Kontext nicht vor~ 
stellbar. Zu den Menschenrechten gehört 
deshalb das Recht auf kulturelle Entfal­
tung in den geschichtlich gewachsenen 
sozialen Bezügen. Der Mensch erlangt 
seine Freiheit nicht, indem er sich über 
seine Zugehörigkeit erhebt (Alain 
Finkielkraut), sondern, so muß man hin~ 
zufügen, indem er diese in Freiheit lebt. 
Im Reden von multikultureller Gesell~ 
schaft findet man häufig einen ästhetisch 
akzentuierten Kulturbegriff. Man hat die 
gegenseitige Bereicherung in der Begeg­
nung von Kulturen im Blick und über­
sieht die Probleme und Konflikte. 

Kultur Ist 
"soziale Haut" 

Ein soziologisch umfassender Begriff ver­
steht aber unter Kultur die gesamte so­
ziale und geschichtlich geprägte Umwelt 
der Menschen, auf die sie in ihrem 
Lebensvollzug ständig angewiesen sind. 
Kultur ist gleichsam unsere .,soziale 
Haut". Wll"d sie gestört oder gar in Frage 
gestellt, dann gibt es unvermeidlicher~ 
weise Kon:flik:te, zu deren Bewältigung 
es großer geistiger, sozialer und politi~ 
scher Anstrengungen bedarf. Solche Kon~ 
fliktC entzünden sich keineswegs nur am 
Gegensatz etwa zwischen religiösen oder 
weltanschaulichen Werten, sondern eben­
so und oft viel heftiger an Unterschieden 
in der Lebensweise, in den alltäglichen 
Sitten und Gewohnheiten. In einer Bun­
destagsdebatte unterschied Johannes Rau 
deshalb zutreffend zwischen Fremden­
angst und Fremdenfeindlichkeit; erstere 
müsse man verstehen, und Politik müsse 
mit dafür sorgen, daß sie nicht zu 
Fremdenfeindlichkeit werde. 
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Jeder Staat bildet eine Rechtsgemein­
schaft, und diese ist nicht möglich olme 
Grenzen. Keine einzelstaatliche Regie­
rung kann, bei aller Verpflichtung auf in­
ternationale Kooperation, grenzenlose 
Verantwortung wahrnehmen. Gerade der 
attraktive moderne Sozialstaat muß, wenn 
er funktionsflihig bleiben will, den Zu­
strom Hilfsbedürftiger begrenzen. Des­
halb hat das Staatsvolk bzw. haben seine 
politischen Organe das Recht, ja sogar die 
Pflicht, über das Maß an Aufnahme und 
EinbUrgerung von Fremden zu entschei~ 
den; ebenso über Formen und Maß öf~ 
fentlicher Förderung fremder Kulturen in 
der eigenen. 
Freilich gelten in der Bestimmung dieses 
Maßes nicht nur die eigenen Interessen, 
Möglichkeiten und Rechte, sondern auch 
die Situation, die Interessen und Rechte 
der betroffenen Fremden einschließlich 
ihrer unabdingbaren Menschenrechte. 
Der Konflikt besteht jedoch keineswegs 
zwischen dem erhabenen Menschenrecht 
des Fremden und unseren schnöden ma­
teriellen Interessen, sondern zwischen 
Rechten auf beiden Seiten. Die völlige 
Entgrenzung einer staatlichen Rechts­
gemeinschaft ist ebenso unmöglich wie 
ihre Isolierung. 
Kultureller Pluralismus zwischen Grup­
pen der Gesellschaft ist heute in weitem 
Maße möglich und unvermeidbar. Wir 
befinden uns in Öffnungs- und Lernpro­
zessen. Eine multikulturelle Gesellschaft 
stößt aber an ihre Grenzen, wenn ein 
Grundkonsens in allgemeinen Wert­
haltungen in Frage gestellt wird. Ob die­
ser Grundkonsens stark genug ist, wenn 
er sich lediglich als ,,Regelkonsens" auf 
die formalen Spielregeln einer Verfassung 
bezieht, muß bezweifelt werden. Denn die 
formalen Regeln und die Institutionen des 
freiheitlichen VerfBBSungsstaates europäi­
scher Prägung gründen auf der Überein­
stimmung der gesellschaftlichen Gruppen 
auch in gewissen inhaltlichen Wertüber­
zeugungen. 
Die Würde der Person und die Menschen­
rechte sind mehr als formale Regeln. Of­
fenheit fUr die Entwicklung einer multi­
kulturellen Gesellschaft darf nicht Men­
schenrechte, Rechts- und Sozial­
staatlichkeit, Demokratie und Toleranz in 
Frage stellen lassen, auch nicht in den 
Eiz:i.ehungs- und Bildungseinrichtungen 

unserer Gesellschaft. Insofern ist die Aus­
sage zwar richtig, multikulturelle Gesell­
schaft sei möglich, wenn nur der Vetfas­
sungskonsens gewahrt bleibe. Aber sie 
enthält eine Reihe von Problemen, die 
sehr konkrete Gestalt annehmen können. 
Kultur und Religion sind ke~eswegs 
rechtlich und politisch neutral, sie enthal­
ten vielmehr erhebliche Bedeutung für 
Verständnis, Interpretation und Praxis ei­
ner politischen Ordnung. 
Es scheint deshalb wenig sinnvoll, multi~ 
kulturelle Gesellschaft als ein politisches 
Konzept oder Ziel zu propagieren. Aber 
Politik muß auf die Probleme multi­
kultureller Gesellschaft vorbereitet sein. 
In vielerlei Hinsicht entwickelt diese sich 
angesichts der Weltlage und un:serer eu­
ropäischen Situation von selbst. Deshalb 
gilt einerseits: Wo immer Fremde aufge­
nommen werden, aus welchen Grf1nden 
auch immer, deren es heute viele gibt, 
müssen sie in ihren individuellen und so­
zial-kulturellen Rechten geachtet werden, 
selbstverständlich im Rahmen der Verfas­
sung. Ferner muß so weit wie irgend 
möglich soziale Diskriminierung und die 
Entwicklung einerneuen sozialen Unter­
schicht vermieden werden. Das bedeutet 
andererseits: Vom Ausländer, der bei uns 
bleiben will, ist auch ein gewisses Maß 
an kultureller Assimilation zu erwarten; 
ebenso die ihm mögliche Leistung zur 
Sicherung seines wirtschaftlichen und 
sozialen Status. 
Wo auf dieser Grundlage der Wille von 
Ausländern deutlich wird, Bürger unse­
res Staates zu werden, sollten wir diesem 
Wunsch Rechnung tragen, denn der de~ 
mokratische Staat ist als Gemeinwesen 
freier Bürger aktuell eine politische 
Willensgemeinschaft, auch wenn dieser 
gemeinsame Wille aus gemeinsamer Ge­
schichte und Kultur lebt. Die mögliche 
Spannung zwischen der freien politischen 
Willensgemeinschaft und der geschicht­
lich gewordenen Kulturgemeinschaft 
sollte man allerdings nicht hinwegreden. 
Wir stehen vor der Frage, wie wir als 
Nation eine offene Bürgergesellschaft 
werden und sein können. Auf diese Fra­
ge gibt der Verfassungspatriotismus eine 
überzeugendere Antwort als die Be­
schwörung nationaler Kultur einerseits, 
die Propagierung der multikulturellen 
Gesellschaft andererseits. 
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Michael Piazolo (Hrsg.): "KultureUe 
Identitllt zwischen Tradition und Mo­
dernitlt - Zur Bedeutung IO.Zio-kultu­
reller Faktoren in der entwlddungs­
politiJchen Zusammenarbeit'' 

Akademischer Verlag München, 1995 

I 
Das Buch 
widmet sich 
verstliikt der 
Rolle der 
Kultur im 
Bereich der 
Bntwik­
klungszu­
sammenar­
beit. Anlie­
gen ist dabei 
zweierlei: 
Zum einen 
wird darge-
stellt, was 

mit dem soziokulturellen Ansatz in der 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit ge· 
meint ist und wie er bisher umgesetzt 
wurde. Zum anderen geht es darum. der 
Frage nachzugehen, was unter der 
soziokulturellen Dimension verstanden 
werden soll und anband welcher Kriteri­
en kulturelle Identitälen festgemacht wer­
denkönnen. 

Michael Piazolo/Klaus Grosch (Hrsg.): 
,,Festung oder offene Grenzen? Ent­
wicklung des Einwanderungs- und 
AsylrechUin Deutichland undEuropa" 

Akademischer Verlag München, 1995 

Die Exper­
tenbeiträge 
dieses Bu­
ches sind als 
Aruegung zu 
differenzier­
ter Betrach­
tungsweise 
gedacht. Sie 
sollendeneu­
ropäischen 
Zusammen-
bang darstel· .• 

F51Uti61XB 
~E6RENZEN? 

~ ~.=:=....--

len, in· dem __ _ 
allein das Thema angemessen diskutiert 
werden kann. Die verschiedenen Beiträ­
ge zeigen auf, daß Lösungen nur mit ge­
meinsamen europäischen Anstrengungen 
zu erreichen sind, und sie informieren, 
wie weit die gemeinsamen Schritte bis­
her gediehen sind. 
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Bacher - Neuerscheinungen 

Jürgen Weber I Mi.chael Piazolo (Hg.): 
,,Eine Diktatur vor Gericht. Aufarbel· 
tung von SED-U.nrecllt dnrdl die Justiz'' 

Akademiebeiträge zur politischen Bil­
dung, heransgegeben von der Akademie 
für Politische Bildung, Thtzing, Bd. 28. 
Olzog Verlag, München 1995. 248 Sei­
ten, 32 Mark. 

Das Buch vermittelt unverzichtbare 
Kenntnisse für eine sachliche Diskussi­
on über Notwend;gkeit und Grenzen ei­
ner justitiellen Auseinandersetzung mit 
der SBD-Diktatur. 

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 
29.11.199 5, Friedrich-Christian 
Schroeder: 

EINE DIKTATUR 
VOR GERICHT 

"Es handelt 
sich um ein 
solides Plll­
doyer für 
eine ange­
m.esseneBe­
wältigung 
des SBD­
Unrechts. 
Die häufige 
Heterogeni-
tät von Ab­
drucken der 
auf Tagun-

----- ------ gen gehalte-
nen Referate wird hier dadurch vermie­
den, daß die Beiträge zu einem Geamtbild 
geordnet sind und die Verfasser durchgän­
gig für angemessene gerichtliche Aufar­
beitung des SED-Unrechts plädieren. 
Das Buch bietet einen guten Überblick 
über die Probleme der justitiellen Aufar­
beitung des SBD-Unrechts, trägtjedoch 
das Risiko aller mitten im Lauf der Din­
ge erscheinenden. Publikationen: Fast täg­
lich kann der Interessierte der Tagespres­
se wichtige neue höchstrichterliche Ur­
teile zu diesen Fragen entnehmen." 
Braunschweiger Zeitung, 5.8.1995, 
Hartmut Reichardt: 
,,Das Buch ist zum einen ein klares Plä­
doyer gegen jed~ Verjl\bJungs- oder 
.Amnestied.ebattc. Noch'Viele tausend Fäl­
le stehen zur Bearbeitung an, gegen klei­
ne Täterundgegen große FISChe wie Alo­
xander Schalck-Golodkowski. Zum an­
deren enthält es ein vehementes Plädoy­
er für eine rechtsstaatliche Aufarbeitung 
der SED-Diktatur. Hier hilft das Buch 
auch juristischen Laien, eine Leitlinie ge-­
gen OhnmachtsgefUhle bei erlittenem 
oder erfahrenem Unrecht zu finden." 

Heinrich Oberreuter/JOrgen Weber (Hg.): 
,,Freundliche Feinde? Die Alliierten 
und die Demokratleariindung in 
Deat&cbland" 

Olzog Verlag, München 1995, 240 Sei­
ten. 32Maik 

In diesem Band 
wird aufgezeigt, 
wie der Reform­
eifer auf alliierter 
und die Reform­
bereitschaft auf 
deutscher Seite 
ein solides Funda­
ment schufen, auf 
dem sich die 
Bundesrepublik 
Deutschland als 

demokratischer Staat entwicbln konnte. 
Auch die Defizite und Unterlassungen, 
die gescheiterten Reformvorstellungen 
gehören in diesen Kontext sowie der 
Blick auf die ganz anders gearteten Kon­
zepte der östlichen Siegermacht, die "ih­
ren" Deutschen erst 1989 die Etablierung 
von Rechtsstaat und Demokratie ermög­
lichte. 

Jürgen Weber (Hg.): ,,Der SED-Staat: 
Neues über eine vergangene ~tatur'' 

Sonderausgabe des Bandes 27 der: ,,Aka­
demiebeiträge zur politischen Bildung'' 
Olzog Verlag, München 1994, 
247 S~. 32 DM. 

a~. 

Das Buch stellt einen 
Beitrag zur Geschich­
te einer vergangeneo 
Diktatur dar, die an­
gesichts aufkeimen­
der Verharmlosungs­
tendcnun etwa durch 
die POS mehr denn je 
zu ausfUhrlieber Aus­
einandersetzung her-

Deutschland Archiv, Zeitschrift für das 
vereinigte Deutscbland, Nr. 11, Nov 1995, 
Andreas Fraude: 
,,Der hier zu besprechende Sammelband 
zeichnet sich durch die durchgllngig kom­
pakte Form der Aufsätze aus, welche al­
lesamt von Autoren verfaßt wurden, die 
ihre Kompetenz auf den verschiedenen 
Gebieten der DDR-Forschung schoii lan­
ge und mehrfach - ger8de auch in dieser 
Zeitschrift- unter Beweis gestellt haben." 


